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Syſtem Brutal:

Das gelobte Königreich Preußen iſt die Stätte, wo die Bru-
talität der Beherrſchung des Volkes in ein genau funktig-
nierendes Syſtem gebracht iſt.

Was wir im Laufe eines Jahres erlebt haben: die Nieder
ſäbelung der Wahlrechtsdemonſtranten, die
furchtbare polizeiliche Schlächterei in Moghit, die Orden s-
auszeichnung der Säbelhelden, die Verurteilung der
Mißhandelten durch die preußiſche Juſti z all das iſt nur
das Formale, das ebenſo zum vreußiſchen Herr ſch-
ſyſtem gehört, wie das brutale Dreiklaſſenwahlrecht.

Wohl hat ein nalional-ſtagtstreuer Zeuge in Moabit be-
ſchworen, die Brutalität des Polizeirorgehens habe ihm die
Grundlagen ſeines chriſtlichen Glaubens er-
ſchüttert, aber das lag nur daran, weil er von der preu-
ßiſchen Autorität ſein lebenlang einen gang falſchen Be-
griff hatte. Moabit war durchaus ſtilecht, es gehört zum
Syſtem. Aber zum Syſtem der kapitaliſtiſchen Preſſe
gehört es jetzt auch, die Moabiter Offenbarungen des Syſtems
als „Mißgriffe“ einzelner Beamter umzufälſchen. Dieſe
Taktik gilt es zu durchkreuzen.

Wir brauchen nur zwei Jahrzehnte in die Vergangenheit
zuriückzublicken, um zu finden, daß Säbel und Gummiſchlauch
gar oft wild darauflos wüteten, und daß weiter auch immer
Staatsanwälte und Richter zur Hand jvaren, denen die mit
dieſen Wehr und Waffen ausgeteilten Hiebe nicht anders als
notwendige Emanationen (Ausflüſſe) des preußiſchen Geiſtes
erſchienen.

Jm Mai 1894 ſtanden acht Berliner Redakteure als Ange
klagte vor Gericht, weil ſie aus Anlaß der am 18. Januardeeſelben Jahres gegen Arbeitsloſe verübten Taten die Polizei

„beleidigt“ haben ſollten. Durch einen bekannten Kunſtgriff
tte damals die Anklagebehörde die Preßſünder ihrem n

ſtändigen Richter entzogen und vor die berüchtigte Brauſe
wetter-Kam mer gebracht, die denn auch das in ſie geſetzte
Vertrauen nicht betrog und ſchwere Geld und Gefängnis-
ſtrafen über die Angeklagten verhängte. Der damalige Staats
anwalt, Benndix mit Namen, ein Mann, der, nebenbei be
merkt, ſpäter ein ſehr trauriges Ende fand, glitt mit einer
wahrhaft bewunderungswürdigen Seelenruhe über die Polizei-
taten hinweg, indem er in ſeinem Plädoyer ſagte:

„Daß etwa im Eifer des Gefechts von einzelnen vielleicht ein
Jagdhieb ausgeteilt iſt, der überflüſſig war, mag ruhig
vorgekommen ſein. Darum handelt es ſich nicht, und in dieſer
Beziehung wird jedem einzelnen ſein gutes Recht werden,
und hat einer ein zerſchundenes Naſenbein davon-
getragen, ſo kann er auf Schadenerſatz klagen. Jch
habe auch meinerſeits das Verlangen, daß allen, welche hier
vernommen wurden, ihr Recht werde, und in dieſem Sinne
werde ich jede einzelne Ausſage der Entlaſtungszeugen nach
prüfen daraufhin, ob die Geſchädigten nicht unter denen
waren, welche die Angriffe auf die Polizei machten.“

Dieſe Nachprüfung hatte ein ſehr negatives Reſultat, denn
niemand hat ſpäter etwas von einer ſtaatsanwaltlichen An-
klage vernommen.

Wohl aber blieb der Bevölkerung im trauernden Gedächtnis,
was der Zeuge Oberſt a. D. v. Egidy in dieſem „Gummi-
ſchlauchprozeß“ bekundete, daß nämlich „die feind-
ſelige Erregung der deutſchen Soldaten in
Frankreich nicht ſo groß geweſen ſei, wie die der
Schutzleute bei dieſem Vorfall, daß weiter jedermann im
Vaterlande, der noch für ſich die Bezeichnung patriotiſch,
religiös, ehrlich, geſittet, edel, gut, ordnungsliebend oder auch
nur feinfühlend in Anſpruch nehme, von einem unſäg-
lichen Schmerz erfüllt ſein würde, wenn er Zeuge dieſer
fünfzehn Minuten am Friedrichshain geweſen wäre.“

Auch die in den Moabiter Verhandlungen erwähnte Ge-
dächtnisſchwäche von Beamten in Mißhandlungs-
fällen mutet nicht gerade als Neuheit an. Jn den erſten
Oktobertagen 1898 hatte ſich Reichstagsabgeordneter Stadt-
hagen vor der erſten Kammer des Landgerichts I wegen
„Polizeibeleidigung“ zu verantworten. Als Unterlage der
Anklage diente die von Stadthagen im Vorwärts aufgeſtellte
Behauptung, daß auf Polizeiwachen geprügelt
werde. Das Ergebnis der Verhandlungen war nach dem
Urteil eines Berliner bürgerlichen Blattes geradezu
niederſchmetternd für die Polizei. Ein anderes bür-
gerliches Blatt ſchrieb, daß jedem die Schamröte ins Geſicht
ſteigen müſſe, der von den Mißhandlungen gehört habe, die
nachzuweiſen dem Angeklagten in überwältigender
Weiſe gelungen ſei. Es machte einen beſonders er-
ſchütternden Eindruck, als ein Angeklagter, der wegen wiſſent
lich falſcher Anſchuldigung der Polizeibeaamten zu zwei Mo-
naten Gefängnis verurteilt worden war, unter ſeinem Eide
von den grauſamſten Miß handlungen berichtete,
die ihm Schutzleute in den Arreſtzellen zugefügt hatten. Nichtminder bösartig war die in dieſen Verhandlungen aufgedeckte
Angelegenheit Mechlinski. Ein Reiſender dieſes Namens
war aus geringfügigen Urſachen ſiſtiert, auf der Polizeiwache
entſetzlich geprügelt und, als er ſich dann beſchwerte, einfach
von der Wache in eine Jrrenanſtalt gebracht worden, qus
der er ſelbſtverſtändlich nach kurzer Unterſuchung wieder ent

laſſen werden mußte. nIn einem dritten in dieſem Prozeß berührten Falle beſchwer
ein Zeuge leichfalls ſchwere Mißhandklungen, und als der
Stagtsanwalt ihm entgegenhielt, daß er wegen wiſſentlich

falſcher Anſchuldigung zu neun Monaten Gefängnis
und zwei Jahren Ehrverluſt verurteilt worden ſei, erklärte er
ruhig, daß die Tatſache der Mißhandlungen, für die er mit
ſeinem Eide hafte, krot der zu Unrecht erfolgten Verurteilung
beſtehen bleibe.

Ein beſonderes Kapitel in der Polizeipraxis bildet die
ſchimpfliche Behandlung ehrenhafter Frauen.
Jn dem Falle Köppen zu Berlin hatte ein Lumpazius ein
junges Mädchen unſittlicher BVeläſtigung bezichtigt, als die
Dame eine von dem Burſchen geſtellte Zumutung energiſch ab-
gewieſen hatte. Das Mädchen wurde ſiſtiert, eine Nacht auf
der Wache feſtgehalten, und dann am nächſten Morgen im
„grünen Wagen“ nach dem Polizeipräſidium gebracht, wo
es allen Unſchuldsbeteuerungen zum Troy gleich den Proſti-
tuierten ärztlich unter ſucht wurde. Jn einem anderen
Falle, der ſich zu Köln a. Rh. ereignete, hatte ein Kriminal-
beamter, der nach anfänglicher Freiſprechung für ſeine Hand-
lung mit 100 Mk. Geldſtrafe belegt wurde, eine ehrenhafte
Dame als Proſtituierte verhaftet, trotzdem ſie bei dem großen
Auflauf, der ſich aus dieſem Anlaß gebildet hatte, nicht nur
von Nachbarn, ſondern von der eigenen Mutter legiti-
miert wurde.

Das Unglück, als Dirne geſtellt zu werden, und von einem
Poliziſten verhaftet zu werden, iſt dann im Jahre 1902, wie
noch erinnerlich ſein wird, auch der bekannten Vorkämpferin
für Frauenrechte Dr. Anita Augspurg widerfahren, wie
denn als Gegenſtück zu dieſem Fall noch eine Polizeiverord-
nung aus Treptow an der Rega erwähnt zu werden ver-
dient, die einfach beſagte, daß Dienſtmädchen oder andere
ledige Frauenzimmer verhaftet werden ſollten, wenn ſie nachts
nach zehn Uhr allein oder in verdächtiger Begleitung ſich auf
der Straße umbhertrieben.

Daß ausſtändige Arbeiter auf der Pobkizeiwache
Miß handlungen ausgeſetzt waren, kann nach den ganzen An-
ſfehauungen, die „oben“ über die Wahrnehnung des Koali-
tionsrechtes herrſchen, nicht weiter wundernehmen. Jn
einem Falle, der ſchließlich zur Beſtrafung der Beamten führte,
erfolgte die Verprügelung unter dem draſtiſchen Zuruf: „Jhr
Lümmels, warum ſtreikt ihr!“ Es ließen ſich Bände ſchreiben
über das Verhältnis zwiſchen Polizei und Staatsbhürger, das
in bekannter Manier neuerdings ja noch bei Gelegenkeit der
Wahlrechtsdemonſtrationen und der Ferrer-
ver ſammlung beſonders draſtiſch zu Ausdruck kam.

Selbſtverſtändlich würde die Allmacht der Polizei nicht
immer und immer wieder in der geſchilderten Weiſe zum Aus-
druck kommen, wenn die Schutzleute nicht wüßten, daß die
Beſorgnis um die Gefährdung der Autorität nicht nur
Staatsanwälte und Richter, ſondern ſelbſt leitende Staats-
männer in Mißhandlungsfällen zur Kundgebung echt
preußiſcher Anſchauungen veranlaßten. Als der Abgeordnete
Heine am 22. November 1902 eine erſchreckende Fülle polizi-
ſtiſcher Ausſchreitungen im Reichstage zur Sprache ge
bracht hatte meinte der Staatsſekretär von Nieberding,
daß die Preſſe um derartige Angelegenheiten „doch nicht
ſolchen Lärm machen ſollte“.

Wer wollte leugnen, daß dieſer Standpunkt auch heute
noch die preußiſche Bureaukratie beherrſcht und daß die preu-
ßiſche Polizeiwirtſchaft dauern wird, ſolange das preußiſche
Regierungsſyſtem und das ſchmachvolle Drei-
klaſſen recht vom Volke ertragen wird.

Erſt die Vernichtung des ganzen brutalen preußiſchen
Syſtems wird den Weg zum kulturellen Aufſtiege frei machen.

Wunde Stellen und Blutflecke.
Als einſt unter der Herrſchaft des alten ſächſiſchen Vereins-

geſetzes, des ſogenannten ſächſiſchen Juwels, der Leiter einer
ſozialdemokratiſchen Verſammlung in ſeiner Eröffnungsrede
zu den Worten kam: „Der Redner wird ſprechen über das
Thema da unterbrach ihn der überwachende Vertreter
der Dresdner Staatsallmacht mit dem kategoriſchen Einſpruch:
„Ueber Thema darf nicht geredet werden.“ Der
Name des Wackern, dem der politiſche Spruchſchatz des deut-
ſchen Volkes dieſe Bereicherung verdankt, iſt leider verſchollen,
aber ſein Wort hat Flügel bekommen und lebt im Volksmunde
fort als der ſinnfälligſte Ausdruck jener blinden Polizeiweis-
heit, deren höchſter Schluß heißt: Unterdrücken und Verbieten.

Es iſt ſchon gemeldet worden, daß der Seniorenkonvent, der
Rat der Aelteſten des preußiſchen Dreiklaſſenhauſes, mit der
Frage beſchäftigt werden ſoll, auf welche Weiſe man das
Wiederaufleben der Wahlrechtsdebatten in
der preußiſchen Landſtube vor hindern könnte. Der bloße
Gedanke, daß die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten dieſen
heiklen Punkt in ihren Reden berühren könnten, macht dieſe
Leute ſchon ſo nervös, daß ſie die Köpfe zuſammenſtecken und
einander beſorgt fragen: „Was tun Zwar hat man ſich im
Vorjahr eine regelrechte Hausknechtsordnung ge-
ſchaffen, und die Telephonleitung vom Präſidium zur nächſten
Polizeiwachſtube in Stand geſetzt. Aber ſchließlich kann man
doch nicht gleich den Leutnant Folte und zehn Mann beordern,
„die Stampe zu räumen“ wie wohl der polizei-techniſche
Ausdruck lautet wenn ſich ein Abgeordneter erdreiſtet, an
eine geſetzgeberiſche Aufgabe zu erinnern einer „Aller-
höchſten Thronrede“ aus „Allerhöchſtem Munde“ als „eine der
wichtigſten Auſgaben der Gegenwart“ bezeichnet worden iſt.
Darum iſt die Verlegenheit rieſengroß, und die Blamage, mit

der dieſe neueſte Unterdrückungsaktion enden wird, wird jeden
falls noch viel größer ſein.

Wie der preußiſche Landtag, ſo hat aber auch die preu
ßiſche Juſtiz ihre wunde Stelle, deren Enthüllung ſie
fürchtet, gegen deren Berührung ſie ſich heftig wehrt. Jm
Berliner Gerichtsſaal, in dem ſich der erſte Moabiter Prozeß
dem Ende nähert, übt die Erwähnung der Ordensaus-
zeichnungen, die über die polizeilichen Ordnungsſtifter
und Schwurzeugen verhängt worden ſind, allemal verblüffende
Wirkungen aus. Kaum iſt das Unglückswort gefallen, da röten
ſich die Wangen der Richter, ihre Haare ſträuben ſich, und der
Gerichtshof zieht ſich zurück, um über den vorwitzigen Anwalt
eine „Ungebühr“ſtrafe zu verhängen oder ihm überhaupt das
Wort zu verbieten.

Am Sonnabend glaubte der Gerichtshof die Blutflecke auf
den Uniformen der Schutzleute, die kein Orden verdeckt, mit
einem Hundertmarkſchein bedecken zu können, zu deſſen Er-
legung der Rechtsanwalt Roſenfeld verurteilt wurde. Und
am Montag glaubte man die ganze Ordensgeſchichte
aus der Welt ſchaffen zu können, indem man
dem Rechtsanwalt Oskar Cohn durch Gerichts-
beſchluß verbot, ſie überhaupt auch nur zu er-
wähnen.

Die Richter, die dieſen Beſchluß faßten, bedachten dabei
ſicher nicht, daß ihr Verfahren nach außen hin als die
ſchärfſte Kritik der Ordensaffäre wirken muß, die ſich
überhaupt denken läßt. Denn wie immer die Richter ihren
Beſchluß ſtrafprozeſſual begründen wollen, es wird nicht ge-
lingen, nach außen hin den Eindruck zu verwiſchen, daß ſie
ſelbſt dieſe Affäre als ein Kapitel betrachten, deſſen Erörte-
rung ihnen unbequem, ja geradezu peinlich iſt. Wenn in der
Oeffentlichkeit des Gerichtsſagls über dieſe Angelegenheit, die
doch mit dem Verhandlungsgegenſtand aufs engſte zuſammen
hängt, nicht geſprochen werden darf, dann muß eben an ihr
etwas ſein, was die öffentliche Erörterung nicht verträgt.

Es muß immer und immer wieder geſagt werden: Wenn
auch an den Behauptungen der Verteidiger und ihrer fünf-
hundert Zeugen gar nichts wahr wäre, auch dann bliebe die
demonſtrative Ordensverleihung an die Zeugen der Staats
anwaltſchaft vor Verkündung des Urteils ein nicht zu entſchul-
digender Eingriff in die ſogenannte Unabhängigkeit der
Rechtspflege“. Es bliebe trotzdem eine Ungeheuerlichkeit, daß
dem Urteil der Richter vorgegriffen wird durch die Partei-
nahme der höchſten Verwaltungsbehörden, daß Zeugen, die in
ihrer Glaubwürdigkeit ſchwer angegriffen ſind, glaubwürdiger
gemacht werden ſollen durch die Verleihung ſtaatlicher Aus-
zeichnungen. Selbſt wer ſich allen greifbaren Tatſachen ver
ſchließen wollte und auf dem ſelbſt vom Staatsanwalt aufge
gebenen Standpunkt beharrt, die Polizei hätte in Moabit „nur
ihre Pflicht getan“, wird daher die Ordensverleihung an die
Poliziſten auf das ſchwerſte mißbilligen müſſen.

Begrifflich bleibt es daher auf alle Fälle, daß die Richter
nervös werden, wenn dieſes Kapitel angeblättert wird, und daß
ſie ihre ſtrafprozeſſualen Machtmittel bis aufs Aeußerſte an
ſtrengen, um die ihnen unerträgliche Erörterung der Ange-
legenheit zu unterdrücken. Klug iſt aber dieſe Haltung nicht,
ſie iſt ſo wenig klug wie irgend eine Unterdrückungspolitik, ſo
wenig klug wie die Unterdrückungspolitik der preußiſchen
Senioren, die da glauben, ſie ſchafften die preußiſche Wahl-
rechtsfrage aus der Welt, indem ſie die Abgeordneten nach
Kräften hindern, von ihr zu reden. Mit der alten Polizei-
weisheit, über „Thema“ dürfe nicht geredet werden, wird man
nicht weiter kommen, es wird über „Thema“ eben doch ge-
redet, und wenn man darüber nervös zu werden beginnt, dann
wird eben nur noch mehr davon geſprochen werden, denn dieſe
Nervoſität verrät uns die krankſten Stellen des kranken
Syſtems. Ja, gelänge es ſelbſt, Rechtsanwälten und Abge-
ordneten den Myn zu verbieten, ſo gibt es noch Verſamm-
lungen, gibt es noch eine Preſſe, und wenn andere
ſchweigen müſſen, wird es von dieſen Stellen nur noch lauter
ins Land gerufen werden, daß das preußiſche Säbel- und
Knebelregiment ſeinen Höhepunkt überſchritten hat, und daß
ſeine Fahrt nun talwärts geht, ſteil bergab!

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., 10. Januar 1911.

Wann ſind die Reichstagswahlen?
Jeden Tag faſt raucht ein neuer Schwatz auf über den Ter-

min der kommenden Reichstagswahlen, und e dieſe Mel-
dungen werden natürlich als „aus authentiſchen Quellen“
ſtammend bezeichnet. Am Montag abend konnzen die Deutſchen
Nachrichten von „beſonderer, gut unterrichteter Seite“ mit-
teilen, daß die Wahlen ſchon bald ſtattfinden, denn von den
Arbeiten des alten Reichstags verſpreche man ſich nicht mehr
das, was man bei Beginn der Herbſttagung von ihm er-
wartet habe. Das Blatt fährt dann fort:

Die Frage einer frühgzeitigen Auflöſung des Reichstags
liegt daher für die Regierung nicht außerhalb der Be
rechnung. Nach Durchberatung des Reichswertzuwachsſteuer-
geſetzes und nach Erledigung des Etats werde es aber t
möglich ſein, die Krage des Termins der Wahlen definitiv
zu löſen. Gewiſſe Vorbereitungen deuten hierzu darauf hin,
daß die Stimmung im Bundesrat durchaus nicht gegen einen
Sommertermin für die Neuwahlen zum Reichstag iſt.
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S Dagegen weiß die Deutſche Tageszeitung, die den Wahl
kermin den Wünſchen der Agrarier angepaßt wiſſen möchte,
daß an maßgebender Stelle der Spätherbſt als Wahltermin
in Ausſicht genommen worden ſei.

Die „Sammelei“.
Den kapitaliſtiſchen Parteien wird vor den Reichstagswahlen

vang und bhänger. Beſtrebungen, die berüchtigte Bethmannſche
Sammelpolitik zu befolgen, ſetzen immer deutlicher ein. Da
der neue Reichstag die Handelsverträge neu zu regeln hat, ſoll
vor allem eine taktiſche Verſtändigung der Schutzzoll-
parteien angeſtrebt werden. Folgende Meldungen zeigen
dieſe Taktik an der Arbeit.

Jn Düſſeldorf tagte am Montag die Generalverſamm-
lung des Bundes der Landwirte für die Rheinprovinz, bei
welcher der Bundesdirektor Abgeordneter Diederich Hahn
einem Zuſammengehen des Zentrums mit den Konſer-
vativen und den Nationalliberalen unter der
Deviſe: „Schutz der nationalen Arbeit“ das Wort redete. Die
Jnduſtrie müßte ſich freimachen von den BVörſen- und
händlerkreiſen des Hanſabundes. Sehr ausfällig wurde Hahn
gegen Bülow, der bei der Blockpolitik viel zu ſehr „dem
Liberalismus Rechnung getragen“ habe. Scharf wandte ſich
Hahn gegen die Reform des preußiſchen Wahlrechts. Er lobte
Preußen als das freiheitlichſte Land der Welt.

Unter dem Vorſitz des Abgeordneten Dr. Oſann tagte am
Sonntag in Darmſtadt eine außerordentliche Sitzung des
Landesausſchuſſes der heſſiſchen Nationalliberalen.
Die Verhandlungen bewegten ſich um die Stellungnahme zu den
Reichstagswahlen. Faſt ſämtliche Redner forderten ſchär-
feren (1) Kampf gegen die Sozialdemokratie. Jn einer
Reſolution bekundete der Landesausſchuß ſeine lebhafte Sehn-
ſucht nach Erfüllung des Bethmannrezeptes zu „ſammeln“; er
würde es „mit Freuden begrüßen, wenn bei der bevor
ſtehenden Reichstagswahl über ganz Heſſen eine Einigung der
bürgerlichen Parteien im Kampfe gegen die Sozialdemokratie
als gemeinſamer Gegner ermöglicht werden könnte.“

Nach einer Meldung der Deutſchen Montagszeitung ſollen
führende Zentrumsleute in Köln erklärt haben, das
Zentrum werde bei den Reichstagswahlen ein Zuſammen-
gehen mit den rechts ſtehenden National-
1liberalen nicht ablehnen, wenn von dieſer Seite Gegen-
leiſtungen gewährt würden. Dagegen wolle das Zentrum einen
unerbittlichen Kampf gegen Fortſchritt, Jungliberale und So-
zialdemokraten führen.

Jm Kampfe gegen die Sozialdemokratie findet ſich immer
wieder die ganze Meſchpoke zuſammen.

Der „gefährdete“ Parademarſch.
Bekanntlich ſoll in Süddeutſchland ein geheimnisvolles

pantimilitariſtiſches“ Flugblatt exiſtieren, das die Soldaten
auffordert, den autoritativen Militärſtaat dadurch umzu-
ſtürzen, daß ſie am 27. Januar (einem Geburtstage) den
Parademarſch verweigern! Jn der Preſſe iſt der
Vermutung Ausdruck gegeben worden, daß dies Flugblatt von
dunklen Lockſpiveln fabriziert wurde, um mit ihm die
neue Hetze für Verſchärfung der Strafgeſetze gegen die Sozial-
demokratie zu fördern.

Eine ſehr ſeltſame Mitteilung zu der Flugblattaffäre bringt
unſer Mainzer Parteiorgan, die Mainzer Volkszeitung. Das
Blatt ſchreibt:

Der Schurkenſtreich ſcheint ſich nicht auf Baden zu be-
ſchränken, ſondern in gang Deutſchland planmäßig organi-
ſiert zu ſein. Jn Mainz erzählte ein Soldat in einer Wirt-
ſchaft, daß der Kompagniechef in einer Mainzer
Kaſerne beim Appell darauf aufmerkſam machte, daß wahr-
ſcheinlich in den nächſten Tagen Flugblätter,
die aus Frankreich kämen, verteilt würden, um die
Soldaten aufzuhepen. Jeder Soldat, der einen Flugblatt-
verbreiter feſtnähme, erhalte hundert Mark Beloh-
nung und drei Wochen Urlaub.

Wenn dieſe Meldung zutreffend iſt, ſo würde ſich daraus
zweifellos ergeben, daß man es mit einer Unternehmung
von Lockſpitzeln zu tun hat. Tatſache, daß der
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21 Der Sieg des Schwachen.
Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Der Alte ſaß allein hinter dem Ofen, und das war günſtig.
Tobias ſagte Guten Morgen und trat näher. Wie er ihm aber
in das erhobene Geſicht ſah, fühlte er gleich, daß die rechte Zeit
für ſein Unternehmen noch nicht gekommen ſei. Der Alte ſah
gefährlich aus. Die Schlavpve, die er geſtern erlitten hatte, nagte
an ihm, er war in tiefen Unmut verſunken. Ruhig ſaß er der
aber es war eine Ruhe, die ein einziges ſchiefes Wort in den
wildeſten Sturm verwandein konnte Nachdem der Sohn dies
erkannt, wandte er ſich, ſtimmte ſein Triumphgefühl herab und
ging ſtill mit ehrbarer Miene hin und her, indem ſeine Stim-
mung wieder eine bedrückte zu werden begann.

Die Glocken erſchollen vom Turm. Er zog ſeinen Tuch-
rock an und ſetzte ſeinen Schaufelhut auf, um in die Kirche
zu gehen. Sein Jnneres erfüllte ſich mit reſigniertem Ernſt,
und er war ſehr geneigt, andächtig zu ſein wie irgend einer
der ledigen Burſchen. Auf dem Wege begegneten ihm jedoch
ein Bekannter, der auf ſeinen Gruß mit auffälliger Miene
dankte. Es war ein guter Menſch, aber jetzt lächelte er faſt
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T 2 tund Tobias ſagte ſich augenblicklich: man weiß es!
Darauf war er nicht vorbereitet. Sein Herz fing an zu

pochen, Schamröte übergoß ihn. Wenn es die zwei wußten,
dann wußte es das ganze Dorf und dann war Spott
und Schande nicht zu vermeiden. Es half nichts, daß er
ſich die Möglichkeit vorhielt, ſeine Vermutung könnte doch
irrig ſein. Ein drittes Geſicht von einem älteren Verwandten
ſprach viel zu deutlich. Er täuſchte ſich nicht. Es war aus-
gekommen Gott weiß wie! Die Leute wußten, daß er
Schläge bekommen und warum, ſo ſahen ſie aus!

Mit Gefühlen, die wenig Kirchliches hatten, trat er in
das Gotteshaus ein und ging auf die „Borkirche“ (Empor-
kirche) an ſeinen Platz unter den Ledigen. Er fürchtete, aller
Augen würden ſich auf ihn richten, ſah daher grad vor ſich
hin und gab ſich die größte Mühe, ſeine Verlegenheit hinter
einer feierlichen Miene zu verbergen, Mit dieſer ſeiner Furcht
ging er indes zu weit; denn ſo wichtig erſchien er im gegen-
wärtigen Augenblick der Gemeinde doch nicht, daß ſie nur
Augen für ihn haben ſollte. Einige mitleidige Blicke von
ſeiten junger Burſchen das war alles was er erreichte;
und das dauerte nur einen Moment. Als das Lied begann,
dachte niemand mehr an den Schneider.

Er fing an ſich zu gewöhnen, und ſang kräftig mit. Plöt
lich traf ihn ein anderer Gedanke. Wenn der Pfarrer ſelbſt
etwas wußte und von der Fangel her ſeinen Blick auf ihn
richtete oder gar in der Predigt eine Anſpielung auf ihn
machte, wie das ſchon vorgekommen war? Und wenn dann
erſt recht alles auf ihn ſah und er daſtand wie ein Gerich-
teter? Aengſtlich und bekümmert folgte er dem Gange
des Gottesdienſtes. Pei Leſung des Textes ging ihm ein
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oder die Urheber der Flugblätter der Militärbehörde von ihrer
„Aktion“ vorher Mitteilung machen, erinnert durch
aus an die Gepflogenheiten jener „Nichtgentlemen“, die wir
unter der Herrſchaft des Sozialiſtengeſetzes zur Genüge kennen
gelernt haben. Man kann ſehr intereſſiert dem weiteren Er
gebnis (oder Richtergebnis!) der Unterſuchungen entgegen
ſehen.

Germaniſierung mit dem Säbel.
Wie die Verpreußung des Elſaß von oben und von unten

„gefördert“ wird, beſagt folgende Meldung: Jn Metz hatte
die Sportvereinigung Lorraine ſportive für Sonntag ein Kon
zert veranſtaltet, das aber von der Polizei wegen einer
Programmnummer nicht genehmigt wurde. Als der
Wirt darauf die Hergabe des Konzertſaales verweigerte, ſollen
die Vereinsteilnehmer die Aufführung durch „Stürmung“ des
Saales erzwungen haben. Die Polizei räumte das Lokal,
worauf ſich auf der Straße ein Demonſtrationszug
ron eiwa 1000 Teilnehmern bildete. Am Marſchall Neh-
Denkmal wurde eine Rede gehalten, ferner wurde die Mar-
ſeiſſaiſe geſungen und außerdem hörte man auch Hochrufe
auf Frankreich. Die Schutzmannſchaft wollte die Demon-
ſtranten „zerſtreuen“, die angeblich eine ſo „drohende“ Hal
tung annahmen, daß die Hauptwache alarmiert wurde. Sie
rückte mit aufgepflanztiem Seitengewehr aus,
die Polizei zog blank und hieb auf die Mengeein.
Acht Perſonen wurden verletzt, von den Verhaftungen wurden
aber nur zwei aufrecht erhalten.

Es lebe Preußen!

Deutſches Reich.
Kurpfuſchereigeſetz und bürgerliche Preſſe. Der Verein

deutſcher Zeitungsverleger hat einen geharniſchten Proteſt
gegen die Kurpfuſchereivorlage an den Reichstag gerichtet. Die
Beſitzer der bürgerlichen Preſſe intereſſiert an dem ganzen
Geſetz in der Hauptſache natürlich nur jene Beſtimmungen, die
geeignet erſcheinen, ihnen das Jnſeratengeſchäft zu verderben.
Deshalb wandten ſie ſich auch mit aller Schärfe dagegen, daß
der Redakteur einer Zeitung für den Jnhalt der Jnſerate
verantwortlich gemacht werden ſolle.

Der Suff für die Großkapitaliſten. Ein Aufruf des
Schutz verbandes der Brauereien der Norddeutſchen
Brauſteuer gemeinſchaft und verwandter Gewerbe fordert die
Mitglieder auf, für jeden Doppelzentner der im letzten Ge-
ſchäftsjahr in dem betreffenden Betriebe verbrauchten Malz-
menge mindeſtens einen Pfennig für den Hanſa-
bund-Wahlfonds zu ſpenden. Den „edlen Gebern“
wird verſprochen, die aufgebrachten Mittel ſollten „zunächſt für
die Unterſtützung von Kandidaten reſerviert bleiben, die dem

Brauereigewerbe angehören.“
So wird der Biertrinker tributpflichtig für die politiſchen

Jntereſſen der Brauereikapitaliſten gemacht!
Der „verſenchte Weſten“. Die Kölniſche Volkszeitung ſetzt

trotz der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung und trotz der
Germanig ihren Feldzug gegen den Zuwachsſteuer-Geſetzent-
wurf fort. Sie erklärt ſich zwar als Anhänger einer Wert-
zuwachsſteuer, bekämpft aber den vorliegenden Entwurf mit
ſolgenden Einwänden:

„Die Vorlage hat große Mängel, ſie enthält tatſächlich un
gerechte Beſtimmungen, ſie iſt unreif, in der Handhabung un-
möglich, zu einem wahren Rattenkönig von Verwicklungen und
Schwierigkeiten Anlaß gebend. Man überſtürze alſo die Sache
nicht, ſondern überlege ſie reiflich, unter Berückſichtigung aller
in Vetracht kommenden Geſichtspunkte.“

Das Zentrum wird in allen ernſten materiellen Fragen
immer wieder auf die Seite der Beſitzenden fallen. Das
ſchreibt ihm ja ſchon die heutige chriſtliche Religion vor.

Enders „rückt“. Der fortſchrittliche Reichstagsabgeordnete
für Meiningen II, Enders, lehnte in ſeinem Kreiſe eine
weitere Kandidatur ab, weil er ſicher durchfallen würde. Jetzt

iſt er für Weimar aufgeſtellt worden. 1907 erhiet dort
Genoſſe Baubert 11 432, Reichstagsabgeordnete Gräfe (Anti-
ſemit) 8982 und der Fortſchrittler 7277 Stimmen. Jn der
Stichwahl „ſiegte“ Gräfe gegen Baudert mit 16867 gegen
11 963 Stimmen, da die Fortſchrittler Mann für Mann für den
Antiſemiten ſtimmten.

Enders und ſeine Freunde kalkulieren jetzt, daß ſie mit Ge
noſſen Baudert in Stichwahl kommen und dann mit Hilfe der
rechtsſtehenden Parteien ſiegen.

Kleinhänbler und Warenhäunſer. Die konſervative
Deutſche Montagszeitung, die ſich ſchon des öfteren als
„Außenſeiter“ betätigt hat, tritt lebhaft für die Warenhäuſer
und ihre weitere Entwicklung ein. Die Konkurrenz der Klein-
händler mit den Warenhäuſern ſei ausſichts los. Der
Kleinkaufmann, wie er aus der deutſchen Mittelſtadt in die
moderne Großſtadt übernommen wurde ſei unzeitge-
mäß:

Die Entwicklung der Warenhäuſer in den letzten zwei
Jahrzehnten vom Ramſchbaſar zum Kaufpalaſt iſt ſo über
wältigend, daß man ohne Phantaſt zu ſein daran
denken muß, das Warenhaus auch als Zentralpunkt für
große Kulturzwecke in einer nahen Zukunft ſchon in An-
ſpruch nehmen zu können.

Einem Warenhausbeſitzer mit weitem Blicke böten ſich
heute bereits Gelegenheiten, ſowohl der Allgemeinheit als
auch ſeinem Privatintereſſe auf Gebieten zu dienen, auf
denen man die Möglichkeit eines Eingreifens der Waren-
häuſer noch vor wenigen Jahren als utopiſch verlacht hätte.

Solche Ausführungen werden dem Teil der konſervative:
Preſſe durchaus unbequem ſein, der immer noch vorgibt, der
Mittelſtand habe nur einen Retter, Schützer und Förderer: die
Konſervativen!

OeſterreichUngarn.
Das neue Miniſterium Bienerth.

Mit Ach und Krach iſt jetzt endlich die Rekonſtruktion des
Kabinetts Bienerth zuſtande gekommen. Es wird ſich aus fol
genden Männern zuſammenſetzen: Präſidium Freiherr von
Bienerih, Jnnere der bisherige Sektionschef im Arbeitsmini-
ſterium Graf Max Wickenburg, Unterricht Graf Stürgkh,
Juſtiz v. Hochenburger, Finanzen Dr. Robert Meyer, der bis
her Präſident der Statiſtiſchen Zentralkommiſſion war, Han-
del Weißkirchner, öffentliche Arbeiten Marek, bisher Sektions-
chef im Eiſenbahnminiſterium, Eiſenbahnen Glombinſki, Land-
wirtſchaft Freiherr v. Widmann, bisher Regierungsrat in
Troppau, Landesverteidigung v. Georgi, Miniſter ohne Porte-
feuille v. Saleſki, bisher Sektionschef im Ackerbauminiſterium.

Ein langes Leben prophezeit man dieſem Miniſterium nicht.
Freiherr von Vienerth, ſo ſchreibt das Wiener Blatt Der
Morgen, beſitzt zwar nunmehr eine Regierung, nicht aber die
zu deren Erhaltung notwendige Major tät.

Frankreich.
Eine ſchöne Wirtſchaft.

Wie Senator Perrier in dem von ihm über die Miß-
bräuche bei dem Neubau des Nationalmuſeums er-
ſtattelen Bericht feſtſtellte, hat dieſer Bau, deſſen Koſten auf
etwa 3 Millionen Frankveranſchlagt waren, über
1115 Millionen verſchlungen. Perrier verlangt
unter anderem im Namen des Unterſuchungsausſchuſſes, daß
der leitende Architekt ſeines Poſtens enthoben und zur Ver-
antwortung gezogen werde.

Streikende Schulkinder.
Jn Toulon ſind die Schüler der höheren Bürgerſchule in

den Streik getreten, weil in ihren Klaſſenzimmern keine
Oefen ſind und die Schüler infolgedeſſen ſehr unter der
Kälte zu leiden haben. Dieſen Schülern haben ſich nun auch
die Schüler ſämtlicher Volksſchulen von Toulon
aus dem gleichen Grunde angeſchloſſen ſo daß nicht weniger
als 11000 Schulkinder entſchloſſen find, dem Unterricht
fern zu bleiben, ſo lange nicht in ſämtlichen Klaſſenzimmern
Oefen eingeführt werden.

Stich durchs Herz: es war die Parabel vom verlorenen
Schaf! Wie leicht war da eine Hindeutung auf ihn! Er
bebte merkbar, und nur mit der größten Anſtrengung gelang
es ihm, die Empfindungen, die ihn in Bewegung ſevten,
nicht ganz deutlich werden zu laſſen. Die zweite Sorge
war indeſſen noch unnützer als die erſte. Der Pfarrer hielt
eine warme, herzliche Rede, die ſich durchaus im allgemeinen
bewegte, und Tobias fing an zu begreifen, daß, wenn ſeiner
darin gedacht worden wäre, dies für ihn nur ehrenvoll hätte
ſein können.

Viel ruhiger, als er ſie betreten, verließ er die Kirche.
Auf dem Heimwege ſah er zwar noch einige lächelnde Ge-
ſichter, aber die Heiterkeit derſelben ſchien ihm doch viel we-
niger boshaft zu ſein, und er empfand ſie denn auch viel
weniger peinlich Jn einer mittleren Stimmung kam er nach
Hauſe und behauptete dieſelbe während des Mittageſſens.
Später lockte ihn das ſchöne Wetter in den Garten. Sr
ging hin und her, ſetzte ſich auf eine Bank unter den dickſten
Baum, und in der friſchen Luft, unter dem freundlichen
Himmel wurde er ruhiger und heiterer. Die Geſchichte konnte
auch leichter vorübergehen, als er ſich dachte; ja, ſie konnte
ſogar zu ſeinem Nutzen ausſchlagen wer wußte das!

Eine geraume Zeit verging. Als es vier Uhr ſchlug,
erhob ſich in ihm die Frage, ob er ganz zu Hauſe bleiben
oder noch unter die Leute gehen ſollte. Das erſte war ge-
ſabrlos, aber auf die Dauer langweilig; das zweite gewagt,
aber ehrenvoller und ſo oder ſo unterhaltender. Nach kurzem
Beſinnen rief er: „Was dal ich geh' ins Wirtshaus!“

Jn dunkelblauer Juppe, die Pelzkappe ein wenig aufs
rechte Ohr geſetzt, ging er mutig die Gaſſe hinab. Er ſuchte
munter auszuſehen und grüßte ein paar Mädchen, die am
Wege ſtanden, luſtig, ſo daß ſie ihm verwundert dankten.

5 Wir 11 pelj 5 9 5 D fAls er das Wirthaus erblickte, wurde er ernſter. Die Gefahr,
der er entgegenging, kam ihm zum Bewußtſein und er waffnete
ſich darauf.

Jm Tennen traf er das Wirismädchen. Dieſe ſah
mütlich an und ſagte: „Die ledigen „Burſcht“ ſind im Gar-
ten.“ Tobias überlegte einen Moment, ob er nicht lieber
in die Stube gehen ſollte; aber der Mut ſiegte und er ging
durch die Hintertür zu ſeinesgleichen.

ihn ge-

Eine friſche, deitere Szene bot ſich ihm dar. Rechterhand
vor einem Kegelplatz ſtanden junge Leute und verſuchten auf
der unbedeckten, von den Wirtsleuten ſtiefmütterlich behan-
delten Bahn mehr ihr Glück als ihre Kunſt, vollführten aber
dabei nur einen um ſo fröhlicheren Lärm. Lintks an einer
Ldaſel ſaßen ältere Burſchen, die ſich mehr ans Trinken des

träftigen vraunen Biers und an ergötzliches Geſpräch hielten.
Die Sonne war über die zarten Wolken, die ſie vormittags
ſchleierartig umzogen hatten, völlig Herr geworden, der Gar-
ten ſtand im herrlichſten Frühſommerglanz, Laub und Gras
leuchteten, in den warmen Strahlen erluſtigten ſich Käfer
und Fliegen und oben in der Luft weißbauchige Schwalben,
die zwitſchernd hin- und herflogen und auf- und abtauchten,
wie in einem Bade. Die Natur war glücklich, und die Men-
ſchen ſo vergnügt, wie es Bauern am Sonntag nur irgend
ſein können.

Jn der Unterhaltung der Trinker war eine kleine Ebbe
eingetreten; aber im Schweigen ſaßen die tüchtigen Burſchen
ſo behaglich da wie vorher im Diskurs. Als ſie des Tobias
anſichtig wurden, belebten ſich die braunen Geſichter plötzlich,
und mehrere Stimmen riefen wie aus einem Munde: „Ah,
der Schneider!“ Es war eine eigene Miſchung von Bos-
heil und Wohlwollen, womit ſie den Ankömmling betrachte-
ten man konnte ſagen: ſie empfanden Wohlwollen gegen
den, der ihrer Bosheit als Opfer entgegenkam! Als To-
bias die Mäenen ſah, erkannte er ſein Schickſal und lenkte
ſeinen Schritt gegen die Kegelbahn. Da öffnete ein breit-
köpfiger, urgeſunder, grundvergnügter Kerl an der Schmal-
ſeite der Tafel eine Art Wolfsrachen und rief ſo gutmütig
als möglich: „Schneider, Bruderhergz! Da komm her und
ſetz dich zu uns Tobias zauderte, denn der Burſch,
namens „Leard“ (Leonhard) war ein bekannter „Uhzer“:
aber dieſer fuhr fort: „Laß die Buben kegeln und ſetz' dich
zu deinen Kameraden. Komm, da neben mir iſt noch Platz!“

Tobias, in Ermangelung einer Ausrede, folgte willenlos
und ſetzte ſich.

Aller Augen wandten ſich nun auf Tobias und Leard.
Dieſer hatte dem Schneider mit ſeinem Krug aufgewartet
und ſah, während er trank, vor ſich hin. Dann begann er:
„Nun ſag' mir, Schneider, wie geht's allweil? Jch hab'
dich lang nicht geſehen!“ Und indem er ihn betrachtete, fuhr
er teilnehmend fort: „Du biſt ein wenig bleicher als ſonſt;

iſt dir vielleicht etwas zugeſtoßen?“ Tobias, der allerdings
etwas bleicher war als ſonſt, aber nur, weil er merkte,
was der Leard mit ihm vor hatte, verſetzte trotzig: „Bah,
was ſollt' mir zugeſtoßen ſein? Jch wüßt' nicht was!“
Dieſer Antwort folgte ein Ausbruch von Heiterkeit, der den
Humor des Burſchen nicht heben konnte. Leard verſetzte:
„Nun, nun, zuſtoßen kann einem immer etwas für Un-
glück kann kein Menſch. Man kann verſchreckt werden, man
kann hinfallen, gefährlich hinfallen Beſonders bei
der Nacht,“ warf ein feiner junger Burſch ein, „wann's
finſter iſt.“ „Jawohl,“ fuhr Leard fort; „bei der Nacht
iſt viel möglich, da hat der Teufel ſein Spiel, namentlich
wenn man auf Wegen geht, die man noch nicht recht gewohnt
iſt.“ nd den Tobias betrachtend, der nun in der Tat tvie
ein armer Sünder daſaß, rief er plötzlich: „Schneider, Schnei-
der, ich hab's getroffen! Dir iſt etwas paſſiert, und das was
recht Widerwärtiges! Sag's Tobigas! Sag's deinen Kame-
raden Dieſe Aufforderung war mit aller Teilnahme
eines echten Freundes geſprochen, und Tobias, der vergebens
nach einer vaſſenden Entgegnung ſuchte, fühlte ſich in der
unbehaglichſten Lage. Da es mit ſeinem Humor gänzlich
vorbei war, legte er ſich auf den Aerger und rief: „Was habt
ihr denn aber heut'? Jch weiß ja gar nicht, was ihr wollt!

Laßt mich gehn oder ich geh'l!“ „Ah,“ entgegnete
Leard mit vorwurfsvoller Miene, „das wirſt du uns doch
nicht tun? Fortgehen von deinen beſten Kameraden Und
zu der andern gewendet. rief er: „Haben wir uns nicht alle
geſreut, wie er gekommen iſt?“ „Jawohl! Freilich!“
war die Antwort. „Siehſt du?“ fuhr Leard fort. „Und
da kommt ohnehin dein Bierl“

Fortſetzung folgt.
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Portugal.
Antimonarchiſche Demonſtrationen.

Gegen die Geſchäftsräume dreier monarchiſcher Zeitungen
wurden am Montag gewaltſame Angriffe unternommen, wobei
Betriebsmaterial zerſtört wurde. Die Zeitungen wurden des
halb unter den Schutz republikaniſchen Militärs geſtellt. Die
drei Zeitungen hatten in der letzten Zeit wiederholt gegen die
portugieſiſchen Republikaner ſchwere und beſchimpfende An
griffe veröffentlicht, und der Ausbruch der Volksleidenſchaft
wird dieſem Umſtande zugeſchrieben. Nach erfolgter Be-
ruhigung der Menge zog dieſe in geſchloſſenen Reihen an den
Gebäuden der ausländiſchen Geſandtſchaften vorbei und ver-
anſtaltete Sympathiekundgebungen.

Die Regierung hat beſchloſſen, wegen der Vorfälle eine ge-
richtliche Unterſuchung einzuleiten.

Rußlanäd.
Ein reaktionärer Halunke.

Die grauenvollen Gefängniszuſtände, die Anwen-
dung der Prügelſtrafe gegen eine Anzahl politiſcher Sträflinge
und die Gewehrſchießerei auf deren Zellen, die ſich nament-
lich im Gefängnis von Zerenui abgeſpielt haben, ſührten zu
einer Jnterpellation in der Duma, die von
M. Tſcheidze begründet wurde. Nachdem er, ſortwährend
von pöbelhaften Zurufen der Echtruſſen unterbrochen, ge-
ſprochen hatte, ſprach für die Rechte M. Miarkoff II., deſſen
Rede die ganze Gemütsart jener dem Zaren beſonders nahe-
ſtehenden Geſellſchaft treſſend widerſpiegelt. Er ſagte u. a.
„Jede Jnterpellalion muß ſich auf eine Geſetzesverletzung
ſtützen, die hier aber fehlt. Denn das Geſetz geſtattet das
Prügeln der Sträflinge mit Ruten, ſelbſt für geringe
Vergehen. (Beifall rechts.) Zu meinem großen Bedauern hat
man 1906 die Strafe des Peitſchens abgeſchafft. Einige
Gefängnisvorſtände haben aus jüdiſcher Furcht einen Unter-
ſchied zwiſchen politiſchen und gemeinen Sträflingen gemacht
und die vom Geſetz vorgeſehene Strafe nicht auf die politi-
ſchen angewandt. Zum Glück hat ſich jetzt ein Direktor gefun-
den, der im vorgeſehenen Falle eine Anzahl Schmutzkerle nach
Gebühr hat prügeln laſſen.“ (Rufe links: Kanaillel) „Das
iſt gewiß unangenehm, namentlich für die, denen das Zucht-
haus auch in Ausſicht ſteht.“ („Kanaille!“) „Wenn bewieſen
wäre, daß man 102 Hiebe ſtatt der Höchſtzahl von 100 gegeben
hätte, könnte noch von Geſetzesverletzung geſprochen werden.
Aber man ſpricht nur von der Prügelung überhaupt. Viel-
leicht hat es gar nicht die 100 Hiebe gegeben. Vielleicht hat
man ſich, zu meinem tiefen Bedauern, mit 20 begnügt.
(Heiterkeit rechts.) Sie ſind gegen Vorrechte, und Sie ver-
langen ſie dann für Jhre Freunde in den Zuchthäuſern? Jch
bedaure ſehr, daß der Mörder des ehrenwerten Herrn von
Plehwe (Saſonoff) nicht ſofort gehängt worden iſt. Daß er
nun tot iſt: um ſo beſſer, ich freue mich darüber. Mögen die
Saſonoff, Spiridonowa uſw. ſich nur alle hängen oder ver
giften. Das iſt das Rechte!“

Dieſe Rede wurde von der Linken mit Proteſt, von der Rech-
ten mit Begeiſterung auſgenommen, während die Mitte, die
gemäßigt-konſervativen Oktobriſten, Schweigen bewahrten.
Verdiente der Mann nicht, Redakteur der Deutſchen
zeitung zu ſein

Braliſien.
Barbariſcher Strafvollzug.

Jn der Stadt Rio de Janeiro gehen Gerüchte um, daß
45 Meuterer, die Gefängnisſtrafen und Zwangsarbeit ab-
ſaßen, ganz plötzlich geſtorben ſeien. 26 Todesfälle ſollen durch
Sonnenſtich verurſacht ſein, den ſich die Leute bei der Arbeit
an den Befeſtigungen auf der Jnſel Cobras zugezogen hatten,
19 ſollen durch Erſticken in den Gefängniszellen umgekommen
ſein. Eine Beſtätigung war bisher nicht zu erlangen, doch
wird verſichert, daß der Führer der Meuterer, Candido, lebt.

Aus der Partei.
Eine „Enthüllung“.

Das mit der Polizei Fühlung unterhaltende Scharfmacherblatt
Poſt kann „enthüllen“, daß demnächſt wieder Straßendemon-
ſtrationen zugunſten der Wahlrechtsänderung in Preußen
ſtattfinden werden. Die Poſt und ihre Hintermänner haben
anſcheinend etwas läuten hören, wiſſen aber nicht, wo die
Glocken hängen. Tatſächlich ſind für Sonntag, den
22. Januar in ganz Preußen Maſſenverſamm-
lungen geplant, Straßendemonſtrationen werden aber nicht
ſtattfinden. Lockſpitzel und ähnliche ehrenwerte Leute werden
alſo an dieſem Tage nichts zu tun bekommen. Aber man wird
auf ſie ein wenig acht geben!

Verfolgungen der Parteipreſſe.
Durch den Ausdruck Unſer Mit arbeiter auf dem Poli-

zeipräſidium, den unſer Eſſener Parteiblatt gelegentlich
der Aufnahme nur eines Teiles einer Berichtigung des Eſſener
Polizeipräſidenten gebrauchte, fühlte ſich der Herr Polizeiprä-
ſident ſo ungeheuer in ſeinem fein entwickelten Ehrgefühl ge-
kränkt, daß er Strafantrag gegen den Verantwortlichen, Gen.
Steinbüchel, ſtellte. Jn dem Antrage an die Staatsanwalt-
ſchaft bat er um eine empfindliche Strafe. Das Ge-
richt ſühnte das an dem Polizeipräſidenten begangene Ver
brechen mit 100 Mark Geldſtra fe, die es dem Preßſünder
auferlegte. Der Herr Staatsanwalt hatte beſſeres Verſtänd-
nis für den Wunſch nach empfindlicher Beſtrafung gezeigt; er
beantragte wegen des ſo ſchwer ehrenkränkenden Ausdrucks
Mitarbeiter „nur“ drei Monate Gefängnis. Die
Polizeiautorität iſt das Heiligſte in Preußen.

Tages

Reparierte Reichzverbandsehre. Die Medk-
lenburger Volkszeitung hatte ſich im November v. J. mit
dem Reichsverbandshäuptling Müelenz in Roſtock beſchäftigt,
der damals gerade zur Dispoſition geſtellt worden war. Wegen
des Ausdrucks, M. ſei „abgelegt“ worden, fühlte ſich der
Reichsverbändler beleidigt und klagte. Das Gericht machte
ihm auch die Freude, den Verantwortlichen der Volkszeitung,
Genoſſen Franke, zu 50 Mk. Geldſtrafe zu verdonnern.

Perſonalien.
Zum Bezirksparteiſekretär für das öſtliche Weſtfalen wurde

Genoſſe Schreck- Bielefeld gewählt.
Das Opfer falſcher Berichterſtattung iſt der Redakteur des

Harburger Volksblatts, Genoſſe Zielke geworden. Auf
Grund falſcher Jnformationen brachte Zielke eine Notiz über
angebliche Mißſtände in der Armenanſtalt Huckfeld, durch die
ſich der Hausvater und eine Krankenſchweſter beleidigt fühlten.
Nachdem ſich die Unrichtigkeit der Darſtellung herausgeſtellt
hatte, brachte Genoſſe Zielke ſofort eine Berichtigung.
Trotz dieſer loyalen Behandlung der Angelegenheit beantragte
der Amtsanwalt im Termin gegen Zielke und mehrere Per-
ſonen, die im Verdachte ſtanden, das Volksblatt informiert zu
haben, geradezu unverſtändliche Strafen. Genoſſe Zielke ſollte
das Verſehen mit acht Monaten Gefängnis büßen, die
Mitangeklagten, Landwirt König, Schneidermeiſter Drewes
und Armenhäusler Sobiſch, wollte der Vertreter der Staats-
gewalt auf 6, 4 und 4 Monate ins Loch geſteckt wiſſen. Das
Urteil lautete gegen Zielke auf 600 Mk., gegen Drewes auf
200 Mk. und Sobiſch auf 50 Mk. Geldſtrafe. Der Angeklagte
König wurde freigeſprochen.

Gewerkschaftliches.
Gewerkſchaftsarbeit im Jahre 1910.

Jn einem Rückblick auf das Jahr 1910 gibt das Korre
ſpondenzblatt der Gewerkſchaften Deutſch
lands ein anſchauliches Bild von der gewerlſchaftlichen
Tätigkeit des vergangenen Jahres. Auf gewerkſchaftlichem Ge-
biete ein Jahr neuen und erfreulichen Aufſchwunges und ſtar-
ter Kämpfe, auf ſozialpolitiſchem Gebiete ein Jahr der Stag-
nation und auf politiſchem Gebiete ein ſolches der Regatk-
tion ſo charakteriſiert es das Korreſpondenzblatt. Nach den
ſtatiſtiſchen Aufzeichnungen war ein Rückgang des Andranges
Arbeitſuchender und ſomit eine Beſſerung der Konjunktur zu
beobachten. Jn den Gewerkſchaften machte ſich eine er höhte
Kampfestätigkeit geltend, die zwar ſtets eine Begleit-
erſcheinung günſtiger Wirtſchaftskonjunktur iſt, im vergange-
nen Jahre aber noch ihre beſondere Urſache in den Wirkungen
der Finanzreform hatte; die Arbeiter ſuchten die Preisver-
teuerungen zahlreicher wichtiger Lebensmittel durch eine Er-
höhung der Löhne wett zu machen.

Sehr befriedigend iſt der Erfolg der Gewerkſchaften in der
Mitgliederzunahme. Nach den von der Redaktion des Korre-
ſpondenzblattes gemachten Zuſammenſtellungen von 47 Ver-
bänden vom dritten bezw. vom zweiten Quartal 1910 hatten
dieſe eine Mitgliederzunahme von 193 316 oder 11,08 Prozent
ſo daß für unſere Zentralrerbände auf einen Zuwachs von
rund 200 000 Mitgliedern gerechnet werden kann; damit wäre
die zweite Million Mitglieder überſchritten!

Mit dieſem Ergebnis iſt ein neuer denkwürdiger Abſchnitt
der deutſchen Gewerkſchaftsbeiwegung erreicht. Die erſte Mil-
lion brachte uns das Jahr 1904 nach mehr als 20jähriger Or-
ganiſationsarbeit. Schon drei Jahre ſpäter waren wir hart
an die Grenze der zweiten Million herangekommen, und nur
die Wirtſchaftskriſe hinderte den weiteren Vormarſch. Nach
zweijährigen Stockungen und Schwankungen ging es wieder
vorwärts und in eine neue Periode des Aufſchwungs hinein.

Die Organiſationskonzentrationen durch Verſchmelzungen
einzelner Verbände laſſen einige Verbände zu gigantiſchen
Größen auswachſen Bereits zählen ſieben Verbände mehr als
100 000 Mitglieder, davon einer nahezu eine viertel Million,
und der größte nahezu eine halbe Million. Die Gewerkſchaften
ſind die eigentlichen Maſſenorganiſationen, die Gewerkſchafts
kämpfe Maſſenkämpfe größten Stils geworden, und die Strate-
gie dieſer Kämpfe erfordert ein vorher nie gekanntes Maß von
Anſpannung und Verantwortung.

Das ſozialpolitiſche Ergebnis des Jahres erſcheint dagegen
ſehr unzureichend. Das Arbeitskammergeſetz verſuchen die
Regierungen zu einem Geſetz gegen die Arbeiterorganiſationen
zu machen. Das Heimarbeitgeſetz bringt den aus-
gebeuteten Heimarbeitern keinen Schutz. Die Reichsver-
ſicherungsordnung bleibt in ihren einzelnen Beſtim-
mungen noch unentſchieden. Auch der preußiſchen
Wahlreform werden in dem Artikel einige treffliche
Worte gewidmet.

Beſonders bemerkenswert iſt noch, wie das Korreſpondenz-
blatt die gegenwärtige Situation beurteilt, in der die Reaktion
im Verein mit den induſtriellen Scharfmachern nach neuen
Ausnahmegeſetzen gegen die Gewerkſchaften ſchreien.
Es ſagt dazu:

„Die großinduſtriellen Scharfmacher können die großen
Niederlagen im Baugewerbe und in der Werftinduſtrie nicht
verſchmerzen. Sie ſuchen aus den durch polizeiliche Aus-
ſchreitungen in Moabit entſtandenen Straßenkrawallen die
Notwendigkeit neuer Strafgeſetze gegen Streik und Störung
der öffentlichen Ordnung zu begründen, und der Vorent-
wurf des neuen Strafgeſetzbuches hat ihren Wünſchen be-
reits in hohem Maße Rechnung getragen. Was verſchlägt es
der Regktion, daß aus dem Moabit der Arbeiterklaſſe ein
Moabit der Polizei und Staatsgewalt wurde,
daß heute die Polizei anſtatt der Streikenden auf der An-
klagebank ſitzt? Der edle Zweck, den ſie mit dieſem Prozeß-

ps, Für Wiederverkäsufer: Zwinder, Dochte eto. billig.

verfahren verfolgte, wird deshalb noch lange nicht von ihr

egel

aufgegeben und der Ruf nach der notwendigen Ver
des Schutzes der öffentlichen Ordnung wird nach wie vor er
hoben werden. Jn ſolcher Situation braucht das Volk eine
Vertretung, an der alle Regktionsverſuche wirkungslos ab
prallen, einen Reichstag, der im Gegenteil beſtrebt iſt, das
Leben des Staatsbürgers wirkſamer gegen Mißbrauch der
Staatsgewalt zu ſchützen.“ Und ſo klingt der Artikel in
einem hoffnungsfrohen Appell zu neuer Arbeit und neuen
Erfolgen aus.

Die Situation auf den Seeſchiffswerften.
Jn den Kreiſen der Werftarbeiter macht ſich gegenwärtig

eine lebhafte Erregung bemerkbar, weil die Werftbeſitzer die
im Oktober vorigen Jahres getroffenen Vereinbarungen in
einer Weiſe auslegen, die den damals getroffenen Abmachun-
gen direkt widerſprachen. Vereinbart wurde im Oktober, daß
für alle Orte reſp. Werften Mindeſteinſtellungslöhne verein-
bart werden ſollen als Grundlage hierfür ſollten die in den
einzelnen Orten „bisher gezahlten Einſtellungslöhne unter
Zuſchlag von 2 Pf. pro Stunde“ gelten. Die Arbeitervertreter
machten ſchon damals darauf aufmerkſam, daß hierunter nicht
etwa verſtanden werden dürfe, daß, wenn im Ausnahmefall
einmal ein beſonders niedriger Einſtellungslohn gezahlt ſei,
dieſer etwa als Grundlage angenommen werden könne. Es
müßten hier die in der Regel bezahlten Einſtellungslöhne in
Frage kommen. Dem ſtimmten die Unternehmer zu. Die
Höhe der Einſtellungslöhne ſollte laut Protololl der „örtlichen
Vereinbarung vorbehalten bleiben“ und wurden zu dieſem
Zweck und zur Regelung anderer Streitpunkte Ortskommiſ-
ſionen gebildet. Wie es zur Verhandlung über die Einſtellungs-
löhne kam nahmen die Arbeitgeber den Standpunkt ein, daß
der bis dahin gezahlte niedrigſte Einſtellungslohn zuſchläglich
2 Pf. pro Stunde als Einſtellungslohn für die Folgezeit feſt-
zulegen ſei. Jn einzelnen Orten gingen ſie ſogar ſo weit, vor
drei Jahren gezahlte Löhne als Grundlage zu verlangen.

Daß eine derartige willkürliche Auslegung der Vereinbarun-
gen erbittern muß, iſt klar. Jn den Unterweſerorten ſoll im
Januar in Betriehsverſammlungen zu dieſem Verhalten der
Unternehmer Stellung genommen werden. Die Stettiner
Werſtarbeiter haben ſchon in überfüllten Verſammlungen
gegen dieſe Willkür proteſtiert, ſie verlangen von den Organi-
ſationsleitungen die Ergreifung von Maßnahmen, um eine
Aenderung dieſer Dinge berbeizuführen.

Verantwortlich für Leitartikel Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerfkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Otto
Niebuhr, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
Kasparek, ſämtlich in Halle.

Die heutige Nummer umfaßt 8 Seiten.
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Warum
weisen wir immer ausdrück-
lich auf das echte Paket hin
1. Weil die äussere Verpackung von Kath-

reiners Malzkaffee oft nachgeahmt wird,
2. Weil durch diese Nachahmungen der

Glauben erweckt werden soll, ihr Inhalt
sei echter Kathreiners Malzkafſee,

3. Weil allein das gesetzlich geschützte echte
Paket die Garantie bietet für den reinen
und unverfälschten Kathreiners Malzkatſee,

Darum
weisen wir immer ausdrücklich auf das echte

Paket hin. cDie Kennzeichen des
echten Kathreiners

Malzkaffee sind:
1. Das geschlossene Paket,

2. Schutzmarke Pfarrer
Kneipp“,

3. Firma Kathreiners
Malzkaffee-Fabriken“.

Verlangen Sie also ausdrücklich:
Ein Paket Kathreiners Malzkaffee

Pen el machto!
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bie PF Resthestände meiner Beleuchtungs Gegenstände wegen Hausahhruch uno
Wegzug von Halle a. S. werden jetzt zu jeclem nur annehmbaren Preise ansverkauft,

Gaskronen von Mk. 15. an Petroleumkronen von Mk. [0, an

M Grosse Ulrichstrasse
Die Ladeneinrichtung ebenfalls billig zu verkaufen.



MWalh IHeafe
Direktor u. Besitzer: Paul Bläüthgen.

letzte Woche le S groxxen Schlager:
Statiparfüm. Verbctene Frucht.
Ein wenig Musik. doos No. 33.

Nie dagewesener Erfolg! Stadtgespräch!

Mi ssartige Serioe.nan du Familien -Kino. n
Kinder auf allen nur 10 Pl. Erwachsene 20 Pf.

W Rvon 1890
Mitglied des Arbeiter Athletenbundes Deutſchlands

Bezirk Halle a. S.
Sonnabend den 14. Januar 1911

im großen Saale des Volksparkes:
Grosser

Maskenball
mit vlelen Veberraschungen und Aufführungen.Prämüerung der 3 ſchönſt. damen- u. 2 ſchönſt. gerrenmasten.

Erosses Doppel-Orchester,
Karten ſind an der Abendkaſſe noch zu haben.

Saalöffnung Uhr. Das Komitee.

Ualie-Kröllv I
Sonntag d.

Hierzu ladet e chſt ein

Otto Muiterlose,

Aohtung! Achtung!Fuhrfkarhelter-Verhand, Mersehurg.

Sonntag den 15. Januar 1911:

O. Stüftangs-Pest.
Von nac mittags 7 F2 D I An e I3 Uhr ab

Abends 8 WVhr: Th e un a.
Zur Aufführung kommt „Der Freiheitskaämpfer“,
ausgelührt von der Freten Volxsbühne, NMerseburg.

BI Programm an der Kasse.
Freunde und Gönner des Verbandes sind d. K. herzlichst,

e Der Vorstand. Ju

r

C S

Hiſtoriſche Koſtüme

ſekretariat, in allen Gewerkſchaftsburegus, allen Verk
Konſumvereins, in der Volksbi ich handlung und der
Volksblattes, Harz 42.43, ſowie bei A. Albr recht,
Dndenſtraße 54, E. Zigarrenbandlu. rig
J Schneider, Jigarrenhandlung.

Triftſtraßf Mitte lwache 9, T Vöttcher, Friſe eur,Klausſtraße Il und Jolkopart
bauch, Friſeur,

gezeigt zu werden.

Bildungs-Ausſchuß, Halle
Dienstag den 17. Januar abends Se Uhr

im großen Saale des Volksparkes

Lieder und Stimmungen

ARVA DELVARD
ARC HENRY

Moderne Kammerkunſt:
Alte deutſche und franzöſiſche Lieder zur Laute. l

Echte Bauerntrachten.

Eintrittskarten a 30 Pf. ſind zu haben: im Partei u. Arbeiter
r Expedition des

Ziga zrr enhandlung,

Beeſenerſtraße 23,
Zie zarrenhamdinh Geiſtſtraße Paul Leuſchner, Sigarrenbardiung

S La Mitgliedsbuch braucht nicht mehr vor

ufeſtellen des

Terſtraße 43,
J. Sanow,

R. Kutzſch i
Burgſtraße 27.

4 ne

Bernh. Haeni
Korsoetts

Halle a. S.
Schmeerstr. 2

befindet ſich ges 1868.

Bsibergasse Zil m
und hält ſich bei pilligster Berechnung beſtens empfohlen.

Narren-Kappen, Soeubie- müteen i in unübe

troſfener Auswahl zu Fabrikpreisen.Georg Hild, Hallesche Kartonnagen- Fabrik
L. Wuche ererstr. 28. Fernruf

nnnnnnanedndeeeeeeeeeeeeeerreeee rerDas m
ochfein rot, dicht Daunenkbper. Große Veſchläfr. Ober und Unterbette n und

2Kiſen m 17 Pfd. Halbdauen, weil tei kl. Farbfehler das Gebett l. 30. das
We Bett mit Daunendecke Mk. 35 dein les herr ſchaftliches Taunenbett

k. Nicht gefall,, Geld200 Dankſchreiben
Kraunetmuss, Caſſel 164.

40. Zweiſchläfr. koſtet ſedes Vet lh. mehr.
zurück. Katalog von Betten, Bettfedern nd Rustenern frei.

i er Th.
Frur drei W orte!

n

Lorenz
Sinige

Sohuhwavren!

Schuhwarenhaus Loron7z, teiheigerstr. 64

W DKonsum-Verein, Diesbuu u Imn.
Für unſere neue Verkaufeſtelle in Kanena

ſuchen wir einen tüchtigen

Für Verelne, Wirte w

Tugerhnltev.ewerbungen müſſen bis Freitag, den 13, Jannar
1911, beim Vorſtand abgegeben werden. Her Vorstand

t die Suſerete ver antwortſich: Rob. JIgner

Spezlal-Korsett- Fabrik

nventur-Ausverkauf.

Leibbinden

Aus meinen Lagerbeständen bringe ich

mit kleinen Schönheitsfehlern

zum Verkauf.

n

2u besonders billigen Preisen

eine Partie
enelll imer, Autwanchhügen, HKateetannen, kohoeghine

Relbemauschinen, Flelsehhuck-
r maschinen, Wirtschaftswaeen, Kakkeemühlen eft.

zu ermässigten Preisen.
kin Posten Schlittschuhe Aherer Systeme zur Hälfte des Preises,

Wilh. Heckert, er. Unrecht 5).
Engros Lager: Am Güterhahnhof S5,

Pantoffelmachern
empfiehlt I Pläsen, Cord,

Anvichtspostharten empfiehlt die

Vutfter- und Sohlenfülz
J an. Fr. Klausst. 7.Richard Flemming, 51 e

hl i n
10 Stuek 60 Pſ. 100 St. S.Robert Scheuel, kenanen ſt

Halle a. S., Schmeerſtraße 22.
Optisohe Anstaft.

Große Anuswahl, billigſte Preienthält ſtets die

Wollen Sie W und billig r2Rnen,
dann versuchen Sie mei

farbo einer G

Zeitung: Felen Post, hlt die Jagmatzi-Zigarreiten für Wied

Ebolngen 180 Palteischriften et e el hverkäuter u PFabDrug der daleſ. Sereſenſ Serrng E. G. wir S r vorm. Rug.

Apollo Treaten

Direktion Oustar Pollor.
Nur nooh G Tage.
s Hartstein
u aHasſel

i. d. tollen Burleske:
Der Herr Marquis“,
Vorher d. gr. Attraktionen:
La puissance

de la musique,
Die Wunderkinder

Hertha und Edith Althoſſ,
Die Parter Schönheit

Mune. n Se O
4 Vosp. Americo,
Frlodel Brianellt.

Kleine Preiſe II. Rang 0.30, W
l. Parkett im 2 0.05.

Stadttheater T

Direktion Geh. Helrat M. Richards.
Fernruf 1181.

Mittwoch den 11. Januar 1011:
Nachmittags 3 Uhr:

Weihnachts-Kinder- Vorſtellung
zu kleinen Preiſen.
Zum 13. Male

it neuer glänzender Augkigttung:

Dbruröschen.
WeihnachtsAusſtattungsKomödie mit Geſang und Tanz

in 5 Bildern
von E. A. Görner.

Kaſſenöffnung 3 Uhr.Anfang: 3 Uhr. Ende: 5 Uhr.

Abends 7/2 Uhr:
117. Vorſtellung i. Ab. 1. Viertel.
Der Kaufmann v. Venedig

Schauſpiel in 5 Aklen
von William Shakeſpeare.

Kaſſenöfin. 7 Uhr. Anf. 7 Uhr.
Ende gegen 10/4 Uhr.

TDonnerstag, d. 12. Januar 1511:
116. Abonnem. -Vorſt. 4. Viertel.
Kovhät! Zum 8. Male: Kevkät!
der Graf von Luremburg.

Operette in 3 Akten
von Franz Lehär.

Den verehrl. A Abonnent ten de

4. und 1. Viertels zur gefl. Kernahme, daß ſich am Mittwoe und
J Donnerstag ein Umtauſch als not
wendig erweiſt. Am Mittwoch
findet die 117. Vorſtellung( l. Viert.)
iatt, am Donnerstag die 116.
m. Viertel.

Für Gaſtwirte, Vereine

und Gewerlſchaften.

Ziocks
laufende Nr. von 1 bis 500,

Garderobe Blocks,
laufende Nr, von 1 bis 290,

Skat- und Rotiz Vloſks,

„Janz-Kontrolier
(Erigatz für Tanzbändchen)

vorritis in verſchiedenen Farben.
ben ie bo u durch dieVoſks- -Buenhanglung

Harz 4243.
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Moabit Hr. 1.
Die Erwähnung der Ordensverleihungen unterdrückt!

P. B. Berlin, 9. Januar 10911.
Jn der Montagsſitzung führte Rechtsanwalt Roſenberg

in ſeinem Plädoyer aus, der Haß der Arbeiter gegen die Poli-
sei beruhe vor allem darauf, daß die Arbeiter die Polizei ſtets
auf der Seite ihrer Gegner finden. Der Staatsanw lege ja
beſonderen Wert darauf, daß viele Organiſierte ſich an den
Ausſchreitungen beteiligt hätten. Aber das ſtehe im Gegenſatz
zu der Erfahrung, daß gerade ſolche Streiks, die ohne gewerk
ſchaftliche Mitwirkung geführt werden, von Gewalttaten be-
gleitet ſeien. Den Angeklagten müſſe das Vorgehen der Schutz
leute zugute gehalten werden. Die Schutzleute hätten die
Moabiter Bevölkerung

wie die Einwohner eines Herero-Dorfes
behandelt. Der Verteidiger bittet, die Angeklagten freizu-
ſprechen oder ihre Strafe durch die Unterſuchungshaft als ver-
büßt zu erachten.

Rechtsanwalt Liebknecht ergreift das Wort für den An-
gellagten Pil z, der lediglich deswegen ſchuldig ſein ſoll, weil
der Zeuge Wellſchmidt ein Ehrenmann ſei. Der Staatsanwalt
wolle die geſchwollene Lippe des Wellſchmidt mit der Strafe
von 14 Jahren Gefängnis für Pilz ſühnen. Was für eine
Strafe müßte er dann gegen die Schutzleute und die Kriminal
vbeamten beantragen, die gegen ruhige Bürger in der nieder-
trächtigſten Weiſe vorgegangen ſeien. Den Schutzleuten
werde an die Moabiter Vorgänge wohl keine andere Erinne-
rung bleiben, als der Dank des Herrn v. Jagow. Der Vor-
ſitzende erklärt, der Dank des Herrn v. Jagow gehöre nicht in
den Gerichtsſaal. Eingehend beleuchtet dann der Verteidiger
die Unglaubwürdigkeit des Zeugen Wellſchmidt, die die Frei-
ſprechung des Angeklagten Pilz bedinge.

Rechtsanwalt Bahn bittet für den Angeklagten Bock um
Freiſprechung, weil die Schutzleute, die ihn feſtnahmen, nicht
ni rechtmäßiger Ausübung ihres Amtes gehandelt hätten.
Zwar habe er einen Schutzmann mit dem Meſſer ſchwer ver-
letzt, aber er habe in putativer (eingebildeter) Notwehr ge
handelt, wie der freigeſprochene Fähnrich Viebahn. Wolle
man ihn dennoch verurteilen, ſo dürfe die Strafe nur ſehr
gering ſein.

Am Nachmittag hielt Rechtsanwalt Dr. Cohn ein zwei-
ſtündiges Plädeher, worin er einen allgemeinen Rückblick auf
die hiſtoriſche Entwicklung der Polizei warf und zu dem
Schluß kam, daß ſich das polizeiliche Syſtem ſeit zwei Jahr-
hunderten nicht geändert habe. Wie vor 200 Jahren, ſo be-
trachte auch heute die Polizei die Staatsbürger als Unter
tanen, denen gegenüber Uebergriffe jeder Art erlaubt ſeien.
Weiter unterzog der Verteidiger

das Lockſpitzelweſen der Polizei
einer ſcharfen Kritik, wobei er freilich von dem Vorſitzenden
wiederholt unterbrochen wurde, weil das „nicht zur Sache ge-
höre“. Der Hauptteil ſeiner Ausführungen war einer kriti-
ſchen Unterſuchung der Glaubwürdigkeit der Ausſagen von
Polizeibeamten gewidmet, einer Unterſuchung, die ſehr un-
günſtig für die Beamten ausfiel. Als er hierbei auch darauf
zu ſprechen kam, wie die Verteilung von Orden während des
Prozeſſes auf die Zeugenausſagen einwirken müſſe, führte der
Vorſitzende Landgerichtsdirektor Lieber einen Beſchluß des Ge-
richts herbei; das Gericht

erklärte ſolche Erörterungen für unſtatthaft.
Es war alſo den Verteidigern nicht möglich, nachzuweiſen,
daß gerade die Beamten, die rückhaltlos die Wahrheit ge-
ſagt haben, beim Ordensſegen übergangen ſind.

Als letzter Verteidiger kam der konſervativ-antiſemitiſche
Rechtsanwalt Ul rich zu Worte, der einen jugendlichen An-
getklagten zu verteidigen hatte. Sein Plädoyer gipfelte in
ſcharfen Angriffen auf die Sozialdemokratie, die „die Jugend
verführe“ und in einer Kritik unſerer heutigen Fortbildungs-
ſchulen, die den jungen Leuten „keine Achtung vor der Obrig-
keit“ einflöße und ſie nicht in religiöſem Sinne erziehe.

Am Dienstag wird der Erſte Staatsanwalt Steinbrecht auf
die Reden der Verteidiger erwidern. Vorausſichtlich wird dann
der Prozeß zu Ende ſein.

Moabit Hr. 2.
Am Montag nahm die Verhandlung vor dem Schwur-

gericht gegen 18 Angeklagte ihren Anfang. Der Vorſitzende
glaubt, daß er den Prozeß in drei Wochen zu Ende führen
kann. Der Angeklagte Trau, ein Oeſterreicher, kann weder
leſen noch ſchreiben. Er gibt zu, daß er Steine in der Taſche
hatte, will aber dieſe Steine eingeſteckt haben, ohne ſich etwas
dabei zu denken. Außerdem behauptet er, während des ganzen
Vorganges betrunken geweſen zu ſein. Daß er ſich den Be-
amten widerſetzt habe, ſtellt er in Abrede. Die Angeklagten
Janke und Borowigk beſtreiten, ſich im Sinne der Anklage
ſchuldig gemacht zu haben. Der Angeklagte Bruhn ſoll als
Streilpoſten einen Arbeitswilligen mit einem Stein geworfen
haben. Er erklärte, daß ihm der Stein im Scherz in die Hand
gedrückt worden ſei, und er habe den Stein nur fortwerfen
wollen, keineswegs aber die Abſicht gehabt, damit jemand zu
treffen. Auch der Angeklagte Schadofsky ſtellt in Abrede, mit
Steinen nach einem Kohlenwagen geworfen zu haben. Ebenſo
verwahrt ſich auch der Angeklagte Bonnet dagegen, daß er ſich
irgendwie ſchuldig gemacht habe. Dem Angeklagten Pfitzner
wird von der Anklage vorgeworfen, daß er die Menge auf
gefordert habe, die Polizei zu ſchlagen. Er beſtreitet dies und
behauptet, daß er von der Polizei ſofort gepackt, nach der
Wache geſchleift und dort furchtbar mißhandelt worden ſei.

Der Angellagte Zofka iſt zufällig in die Menge geraten und
gibt zu, einen Stein geworfen zu haben, ohne daß er damit
über ein beſtimmtes Ziel im Auge gehabt hätte. Angeklagter
Orlowski hat mit einem Stein geworfen und behauptet, daß
er dies in der Erregung über das Vorgehen der Schutzleute
getan habe. Auch der Angeklagte Lukſch gibt an, daß er ledig
lich aus Aerger über das Vorgehen der Polizei und weil er
ſelbſt auch geſchlagen worden war, mit einem Stein geworfen
habe. Angeklagter Cisliski wurde

durch einen Säbelſtich in den Leib
ſchwer verletzt. Er ſollte verhaftet werden und ſoll dabei
Widerſtand geleiſtet haben. Letzteres ſtellte Angeklagter
ſchieden in Abrede. Angeklagter Kaſimir Adamski beſtreite

entſchieden, überhaupt einen Stein in der Hand gehabt zu
haben. Dieſelbe Erklärung gibt für ſich auch ſein mitangeklag-
ter Bruder Nepomuk Adamski ab.

Die weitere Verhandlung wurde auf Dienstag vertagt.

Gewerkſchaftliches.
Zur Lohnbewegung der Bergarbeiter im Ruhrgebiet.

Jn den über 80 Verſammlungen, die am Sonntag im
Ruhrrevier ſtattfanden, und die überaus ſtark beſucht waren,
wurde eine Reſolution angenommen, die ſich mit dem Vorgehen
der drei Bergarbeiterorganiſationen einverſtanden erklärt. Die
Arbeiterausſchüſſe wurden beauftragt, die aufgeſtellten
Forderungen zur Kenntnis der Grubenverwaltungen zu bringen
und zu verlangen, daß die Ausſchußſitzungen, in denen die Forde-
rungen beraten werden ſollen, noch in der zweiten Hälfte des
Januars ſtattfinden. Es iſt dies der letzte Weg, der den in Frage
kommenden Organiſationen noch übrig bleibt, um in Güte etwas
zu erreichen, nachdem die Grubenherren und der Zechenverband
jedes Entgegenkommen abgelehnt haben mit der Motivierung, es
müſſe den einzelnen Zechenverwaltungen überlaſſen bleiben, die
Lohnfrage mit ihren Arbeitern zu regulieren die Arbeiteraus-
ſchüſſe ſeien die geſetzlichen Vertreter der Belegſchaften und hätten
die Aufgabe, Wünſche und Beſchwerden der Arbeiter ber den
Grubenverwaltungen vorzutragen, ein Mitbeſtimmungsrecht auf
die Geſtaltung der Lohn- und Arbeitsbedingungen hätten ſie
redoch nicht.

Es bleibt nun abzuwarten, wie weit die einzelnen Zechen-
verwaltungen den Wünſchen und Forderungen der Arbeiter ent-
gegenkommen werden. Zweifellos ſind die Zechen dazu in der
Lage, die Gewinne ſind ſehr gute, die Förderung hat die höchſte
Ziffer der Hochkonjunktur im dritten Quartal 1907 ſchon bedeutend
überſchritten. Die Bergleute im Ruhrgebiet haben in den letzten
23/1 Jahren, vom erſten Quartal 1908 bis einſchließlich dritten
Quartal 1910, etwa 105 Millionen Mark an Löhnen
allein durch direkte Lohnreduzierungen eingebüßt, unge-
rechnet die Verluſte, die ihnen durch die vielen Feierſchichten
entſtanden ſind.

Der chriſtliche gelbe Zechengewerkverein leiſtet den
Zechenherren Handlangerdienſte, beſchimpft die anderen
Organiſationen in der Preſſe und in Verſammkungen, bringt ſich
damit aber auch bei ſeinen Mitgliedern um jeden Kredit und in
eine wenig beneidenswerte Situgation. Die Folgen dieſes erbärm-
lichen und niederträchtigen Verrats an den Jntereſſen der ge-
drückten Bergarbeiter werden ſich bald genug zeigen, und die
Koſten dieſer Arbeiterverräterei werden die gelben Chriſten ganz
allein zu zahlen haben.

Der Bergarbeiterſtreik im belgiſchen Kohlenrevier.
Eine große Bergarbeiterver ſammlung in Lüttich hat den

Generalſtreik beſchloſſen. Die Zahl der Ausſtändigen iſt noch
immer in der Zunahme begriffen. Auf den meiſten Gruben wird
gefeiert und nur eine ganz geringe Anzahl Jergleute arbeitet
noch. Aufſehen erregt die Meldung, wonach die in der ver-
gangenen Woche in Seraing von einem Gendarmen durch
einen Schuß ſchwer verletzte Frau geſtorben iſt. Da
„man“ bei der Beerdigung dieſes Opfers der Polizeibrutalität
„Unruhen“ befürchtet, hat man zugleich auch einen bequemen Vor-
wand zu neuen Metzeleien.

Soziales.
Die Fleiſchnotgeißel.

Einen Beweis für die troſtloſe Lage, in der ſich die Fleiſch
verſorgung Deutſchlands gegenwärtig befindet, liefert das Er-
gebnis des Verkehrs auf dem Vieh und Schlachthof in Nürn-
berg im Jahre 1910. Nach Mitteilung der Allgemeinen
Fleiſcherzeitung hat der Zutrieb zum Viehhof einen Rückgang
um 19 596 Stück Vieh, darunter 8800 Stück Großvieh, erfahren.
Die Schalchtungen weiſen einen Rückgang von 5630 Stück Vieh
auf. Der Fleiſchverbrauch ſtellt ſich um zwei Kilogramm
für den Kopf niedriger.
Die Handelskammer für Anhalt richtete eine

Petition an das Staatsminiſterium, in der es erſucht wird, den
Vertreter Anhalts im Bundesrate anzuweiſen, für die Beſeiti-
gung der Urſachen der Fleiſchteuerung, beſonders für eine Ein-
ſuhr aus fleiſchexportierenden Staaten, einzutreten.

Schäbiger Kampf gegen die Selbſtverwaltung der Orts-
krankenkaſſen.

Die Feinde der Selbſtverwaltung der Ortskrankenkaſſen
greifen zu den verzweifelndſten Mitteln, um ihren Willen
durchzuſetzen. Jetzt haben ſie, um den Anſchein zu erwecken,
als ob auch die Kaſſenbeamten von einer Selbſtverwaltung
nichts wiſſen wollen, eine Petition an den Reichstag herge-
ſtellt, die von einem mit dem 1. Januar d. J. ins Leben treten-
den neuen Bund der Krankenkaſſenbeamten ausgehen ſollte
und die die alten reichsverbändleriſchen Angriffe gegen die
Selbſtverwaltungen der Kaſſen berichtet. Wir haben ſeinerzeit
die Petition mitgeteilt, die vom Vorſitzenden des neuen Bun-
des, des Kaſſenbeamten Elbel in Weimar, unterzeichnet
war. Jetzt erläßt nun dieſer Kaſſenbeamte in der Erfurter
Tribüne eine Erklärung, die da zeigt, wie ſolche Geſchichten
gemacht werden. Elbel ſagt: Er habe nur aus Solidaritäts-
gefühl das Vorſtandsamt angenommen, aber noch keinerlei
Tätigkeit für den Bund entfaltet. An der Ausarbeitung der
Petition habe er nicht mitgearbeitet, dieſe ſei ihm auch nicht
zur Unterſchrift vorgelegt worden. Bei gelegentlichen Be-
ſprechungen von Unzuträglichkeiten habe er immer betonen
müſſen, daß die Anſtellungs- und Veſoldungsverhältniſſe der
Kaſſenbeamten in Thüringen ein wandfrei ſeien, ſpeziell
in Weimar ſeien dieſe Verhältniſſe die denkbar beſten. Er
habe niemals Grund gehabt, einen Vorſtoß gegen das Selbſt-
verwaltungsrecht zu unterſtützen. Ferner heißt es wörtlich in
der Erklärung:

„Jch hahe, um jede Zweideutigkeit zu vermeiden, das ver-
ſuchsweiſe übernommene Vorſtandsamt wieder niedergelegt.“

Dieſe Erklärung des Herrn Elbel beſtätigt die Vermutung,
daß die ganze Gründung nur den Zweck hatte eine Oppoſition
gegen die Selbſtverwaltung der Kaſſen aus den Kreiſen der
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Beamten heraus vorzuſpiegeln, um gerade mit den Stimmen
dieſer angeblich ſo ſchwer unter dem ſozialdemokratiſchen
Terrorismus“ leidenden Perſonen Eindruck auf die Regierung
und die Reichstagsmehrheit zu machen.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 10 Januar 1311.

Sitzung der Parteifunktionäre.
Am Donnerstag, den 12. Januar, abends 8 Uhr, findet im

Volkspark eine Geſamtſitzung der im S 12 des Statuts für den
Sozialdemokratiſchen Verein beſtimmten Funktionäre ſtatt. Pünkt-
liches und vollzähliges Erſcheinen wird erwartet

Der Vorſtand.
ne

Aus dem Stadtparlament.
Eine alte Erfahrung iſt es, daß verlorene Sachen die wort-

reichſten Vertreter zu finden pflegen. Und weiter, daß Er-
ſcheinungen, die gewiſſen Vorrechtsinhabern gefährlich zu wer-
den beginnen, mit lautem Gebelfer und Gegeter umſchwärmt
werden. Die Sozialdemokratie iſt in der angenehmen Lage, in
ſolcher Art umſchwärmt zu ſein. Sie beſitzt die Eigenſchaft
„gefährlicher“ Erſcheinungen, trotz aller Vernichtungen und
Niederritte ſich kreuzwohl zu fühlen und zuzunehmen an
Jugendfriſche, Kraft und Sieghaftigkeit. Während ihr Gegen-
part, die bekannte „nationale Sache“ des Portemonnaies nur
mehr an Alter und Gebrechlichkeit zunimnmit.

Die Sache färbt auf die Perſon ab. Wir konnten das geſtern
wieder auffallend deutlich an dem beſtallten Bürgermeiſter der
Stadt Halle, Herrn v. Holly, wahrnehmen. Er wird auch
alt und das, was er vorbringt, pflegt nicht nur durch dieſen
Umſtand, ſondern auch durch die Greiſenhaftigkeit der von ihm
vertretenen Sache beeinſlußt zu ſein, hat alſo doppelt zu leiden.
Sehr lange iſt es noch nicht her, daß der beſſer bezahlte Kollege
des Herrn v. Holly mit der ihm eigenen Unwiderſprechlichkeit
im Stadtverordnetenſaale erklärte, dieſer dürfe nicht zum
Tummelblatz politiſcher Auseinanderſetzungen gemacht werden.
Gegen dieſes Gebot hat geſtern Herr v. Holly in ſeiner altern-
den Unſchuld ſchwer geſündigt, indem er eine höchſt poli-
tiſche Rede hielt. (Man wird hierbei nicht den billigen
Juriſtenkniff anwenden wollen, daß eine Rede keine Aus-
einanderſetzung ſei!) Er redete dem neuen Kommunalbeamten
Greßler eine Einführungsrede, in der es von bewegter Zeit
gar beweglich klang, von Beſtrebungen, die auf Aenderung der
Verfaſſung abzielten, von der Hut, auf der man ſein müſſe,
um das Umſichgreifen revolutionärer Umtriebe abzuwehren,
von „den Leuten“, die Gegner der Monarchie und der Ver-
faſſung ſeien, von den unwahren Schlagworten, daß die Dinge
ſich friedlich entwickeln könnten und von der Propagierung der
offenen Gewalt! Die Rede war ſo kraus, daß alle, über die ſie
erging, von einer Gänſehaut befallen wurden. Nur ein ker-
niger Arbeiter, der oben von der doppelt geheizten Galerie
den verwunderſamen Speech anhörte, meinte ungerührt und
unerſchüttert, wenn Herr v. Holly drei Poliziſten mehr zu ge
brauchen vermeine, hätte er doch nicht nötig, ſich in ſo große
redneriſche Unkoſten zu ſtürzen. Und ein anderer Kommunal-
kiebitz ließ ſich vernehmen, daß, wenn Herr Rive von dieſer
wunderbaren Rede leſe, er ſicher froh ſein werde, daß er ſie
nicht hätte halten brauchen. Wir aber möchten zu dem Erguß
nicht mehr ſagen, als daß in ihm die Vaterlandsliebe keines
falls größer ſcheint als die Angſt Hoffentlich wird Herr
Greßler den dringenden Bitten des Herrn Bürgermeiſters Ge-
hör ſchenken und ſich wacker dem Umſichgreifen revolutionärer
Umtriebe widerſetzen. Jm Magiſtrat natürlich, deſſen Mitglied
er nunmehr ja iſt.

Nicht minder mit Ruhm und Ehre bedeckt ging ein anderer
tapferer Bekämpfer des Umſturzes von der geſtrigen Sitzung
nach Hauſe. Das war Herr Steckner, dem das Vertrauen von
wohlgezählten 29 Stadtverordneten und die Tatſache, daß man
keine andere „Reſpektsperſon“ für den Poſten fand, wieder zum
Präſidenten verholfen hat, allwo er ſeine Unparteilichkeit
weiterhin glänzen laſſen kann. Herr Föhring, der zweite Vor
ſteher, fand ganz anderes Vertrauen, für ihn votierten nämlich
45 ſeiner Kollegen, vielleicht nicht ganz ohne innerlichen Groll,
daß es mit dem Erſatz ſo arg haperte Von Jntereſſe war
auch die Schriftführerwahl in zweiter Garnitur. Herr Pfautſch,
der ſich voll Stolz zu den Neumärkern zählt, ließ ſich nichts
deſtoweniger von den Beamten zum Schriftführerkandidaten
nominieren. raſſelte aber mit 24 Stimmen durch, gegen 886, die
Herr Probſt erhielt. Und doch iſt Herr Pfautſch unzweifelhaft
ſißer als Herr Probſt, auch hat er ſeiner Süßigkeit oft genug
durch Spendung von Pralinees an ſeine Kollegen Ausdruck ver-
liehen. Aber Undank iſt der Welt Lohn!

Gegen Schluß der Sitzung war es unſeren Genoſſen möglich,
in zwei Fällen ihre kommunalvpolitiſche Stellung prinzipiell
zu präziſieren. Einmal in der Frage der Vorſchule, deren
niederträchtigen Klaſſenſchulcharakter Genoſſe Oſterburg
unterſtrich, erfreulicherweiſe unter Zuſtimmung namentlich der
pädagogiſch geſchulden Stadtverordneten. Dann bei Beſprechung
der Reparaturarbeiten im Zoologiſchen Garten und Bad Witte-
kind, wo mit Recht darauf verwieſen werden konnte, daß unter
dem heutigen Zuſtand eine Privatgeſellſchaft den Vorteil von
den ſtädtiſchen Aufwendungen für dieſe Jnſtitute hat, während
bei eigener Regie die Allgemeinheit Nutznießerin ſein würde.
Ganz ohne Wirkung bleiben die immer wiederholten Hinweiſe
unſerer kleinen Fraktion auf eine vernünftige Regelung
ſtädtiſcher Dinge auch in dieſer Körperſchaft nicht, das war
geſtern wieder mit aller Deutlichkeit zu beobachten

Die Zuknnft des Halleſchen Stadttheaters.
Der Stadtverordneten Verſammlung iſt eine Vorlage des

Magiſtrats zugegangen, die zu der im nächſten Jahre für Halle
aktuell werdenden Frage des Theaterbetriebs Stellung nimmt.
Mit dem Auguſt 1912 läuft der mit Geheimrat Richards ab-
geſchloſſene Pachtvertrag ab und es iſt notwendig, ſchon jetzt zu
entſcheiden, ob das Stadttheater weiter verpachtet oder ob es in
eigene Regie übernommen werden ſoll.

Grundſätzlich lehnt nun die Magiſtratsvorlage die
eigene Regie nicht ab. Vielmehr ſetzt ſie ſich zum Ziel, zu
nächſt das Kapital für einen ſtädtiſchen Fundus mit etwa 100000
Mark anzuſammeln, um auf Grund dieſer Vorbereitung über
eine ſpätere Verwaltungsreform des Stadttheaters zu ent
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ſcheiden. Die Fundusbeſchaffung ſoll bis zum Jahre 1915 voll
zogen ſein und bis dahin, alſo auf drei Jahre, ſoll das
Theater Herrn Richards weiter verpachtet
werden. Die Pachtbedingungen ſollen jedoch weſentliche
Aenderungen erfahren, auf die wir noch eingehen werden.

Wichtig iſt, daß der Magiſtrat der Uebernahme des Stadt-
tiheaters in ſtädtiſche Regie nicht abgeneigt iſt, ſondern, ſo geht
es aus dem Wortlaut der Vorlage hervor, ſympathiſch gegen-
überſteht. Er ſpricht ſelbſt von einer Verwaltungsreform
des Stadttheaters, muß alſo wohl auch der Meinung ſein, daß
der Regiebetrieb eine höhere Form der Thegaterverwaltung
darſtellt. Aehnlich iſt es zu deuten, wenn es in der Vorlage
heißt: „Die Uebernahme der eigenen Regie aus künſt-
leriſchen Gründen erſcheint zur Zeit nicht unbedingt
notwendig Man könnte dieſe Stelle vielleicht umdeuten
in: „Unbedingt notwendig iſt es nicht, aber beſſer
wäre es ſchon.“ Unmittelbar vor dieſem in die Form einer
Andeutung gekleideten Monitum wird auch auf die Urſache
des Mangels hingewieſen. Es heißt da: „Einzelne Städte
haben ſich zur Einführung der ſtädtiſchen Regie durch die Tat-
ſache, daß der Pächter mit Unterbilanz arbeitete und die
Stadtverwaltung zu erheblichen Subventionen nötigte, ver-
anlaßt geſehen. Jn Halle liegt dieſe Urſache nicht vor. Der
hieſige Pächter hat Ueberſchüſſe erzielt.“ Zwi-
ſchen dieſen Zeilen ſteht unſeres Dafürhaltens zu leſen: „Herr
Richards hat ſeinen Spielplan ſo einzurichten gewußt, daß das
finanzielle Ergebnis ſeiner Direktion nicht zur Klage Anlaß
jab.“ Alſo künſtleriſch glaubt auch der Magiſtrat von
der Einführung der eigenen Regie zu profitieren. Dieſe
Stellungnahme des Magiſtrats wird die Poſition der Befür-
worter eigener Regie im Stadtverordnetenkollegium wozu
auch die ſozialdemokratiſchen Stadtverordneten gehören
weſentlich ſtärken. Wird bewußt mit dem Ziel, im Jahre 1915
das Theater in ſtädtiſche Regie zu übernehmen, die Errichtung
eines der Stadt gehörenden Fundus betrieben, ſo läßt ſich
grundſätzlich gegen den vermittelnden Vorſchlag des Magi-
ſtrats, das Theater noch auf drei Jahre zu verpachten, nichts
einwenden. Freilich trägt er ja auch nur der in der Bürger-
ſchaft überwiegend herrſchenden Stimmung in der Theaterfrage
Rechnung.

Was nun die neuen Bedingungen anlangt, ſo ſoll folgendes
abgeändert werden. Nach dem jetzigen Vertrage war der
Theaterdirektor verpflichtet, ein Orcheſter mit mindeſtens
36 Muſikern bei einem Gagenetat von mindeſtens 5000 Mk.
monatlich zu unterhalten. Tatſächlich iſt in den letzten Jahren
ein Orcheſter von 41-42 Mann unterhalten worden, doch nur
während der Spielzeit des Theaters. Munmehr beſteht das
Orcheſter aus 52 Mann, die ganz jährigen Kontrakt haben, in-
deſſen ein geringeres Monatsgehalt bekommen. Das ſoll nun
abgeändert werden durch eine ſtädtiſche Subvention
des Orcheſters von 10000 Mk. jährlich, womit die
Muſikergagen erhöht werden können. Der Gagenetat für
das darftellende Perſonal betrug bisher monatlich 18000 Mk.
Er ſoll künftig auf 23000 Mk. gebracht werden, alſo eine
ſehr weſentliche Erhöhung erfahren. Dafür ſoll eine Er-
höhung der Abonnementspreiſe vorgenommen
werden, und zwar für Proſzenium- und Orcheſterloge, 1. Rang,
Balkon und Loge, ſowie Orcheſterſiß von 2 Mk. auf 2,50 Mk.,
für 1. Parkett von 1,60 Mk. auf 2 Mk., für 2. Parkett von 1,40
Mark auf 1,50 Mk., für Proſzeniumsloge 2. Rang und 2. Rang
Vorderreihe von 0,85 Mk. auf 1 Mk. Dieſe Preiſe ſind, wie
die Magiſtratsvorlage ſagt, im Verhältnis zu den in anderen
Städten üblichen noch niedrig. Die Preiserhöhung ſoll 16 000
Mark Mehreinnahme bringen. Als Mindeſtgage für weibliche
Mitglieder der Bühne, einſchließlich Chor und Ballett, wird
der Monatsbetrag von 120 Mk. gefordert. Vergegenwärtigt
man ſich, daß dieſe Gage nur 8 Monate lang bezogen wird, ſo
läßt ſich nicht behaupten, daß hier übermäßig ſplendide Wirt-
ſchaft verlangt wird.

Die neuen Vertragsbeſtimmungen ſollen bereits mit dem
nächſten Spielabſchnitt in Kraft treten, alſo nicht erſt nach
Ablauf des jetzt beſtehenden Vertrages. Das ganze Provi-
ſorium etwas anderes ſtellt der Entwurf nicht dar
iſt annehmbar nur mit der feſten Maßgabe, daß nach ſei-
nem Ablauf die eigene Regie in Kraft treten ſoll.
Das ſollte im Stadtverordnetenkollegium mit aller Deutlich-
teit ausgeſprochen werden. Wenn in bürgerlichen Blättern,
die ſich geſchwätzig und gedankenarm ſchon geſtern über die
Vorlage hermachten, die eigene Regie als Experiment bezeich-
net wird, ſo läßt das Einflüſſe erkennen, die mit dem Jnter-
eſſe der Geſamtheit nichts zu tun haben. Eine Stadt wie
Halle hat bei Uebernahme des Theaters in eigene Regie nichts
u fürchten, wenn denn ſchon die finanzielle Seite der
Sache in den Vordergrund gerückt werden ſoll. Und künſt-
leriſch kann die ſtädtiſche Regie ſicherlich mehr leiſten, da ſie
Neberſchüſſe nicht zu erwirtſchaften braucht. Außerdem iſt ſie
imſtande, auch die ſozialen Geſichtspunkte gegenüber dem ge-
ſamten Perſonal mehr in den Vordergrund treten zu laſſen
als bisher. Wir glauben, daß das „Experiment“ der eigenen
Regie mit dem Stadttheater zu Halle wohl gewagt werden
darf.

Auch die Betriebskaſſen wehren ſich!
Der Verband der Betriebskrankenkaſſen von Sachſen und

Anhalt hat am Sonntag in der Handelskammer eine gut be-
ſuchte außerordentliche Hauptverſammlung abgehalten, um zu
dem Aerzteſtreik in Halle und dem Eingreifen des
Magiſtrats in dieſen Streit Stellung zu nehmen. Nach einem
eingehenden Bericht des Verbandsvorſitzenden über den Streit
beſprach ein Geſchäftsführer des Zentralverbandes der Be-
triebskrankenkaſſen den den Krankenkaſſen von der Aufſichts-
behörde aufgezwungenen Vertrag. Die Verſammlung nahm
folgende Entſchließung an:

„Der Verband der Betriebskrankenkaſſen für die Provinz
Sachſen und Anhalt legt entſchieden Verwahrung
ein gegen das Eingreifen des Magiſtrats zu Halle a. S. in den
zwiſchen Krankenkaſſen und Aerzten ſchwebenden Streit und
gegen die zur Erledigung dieſes Streites von dem Magiſtrat
getroffenen Maßnahmen. Er erklärt, daß die Anordnung des
Magiſtrates, für je 1500 Kaſſenmitglieder einen Arzt zu be-
ſtellen, nach Lage der Verhältniſſe ungerechtfertigt und un-
billig iſt und auf eine Parteinahme zugunſten des
Leipziger Aerzteverbandes hinausläuft. Die
ärztliche Verſorgung der Kaſſenmitglieder war durch eine ge
nügende Anzahl feſtangeſtellter Aerzte geſichert. Jn der ganzen
Provinz Sachſen, insbeſondere auch in dem Regierungsbezirk
Merſeburg entfällt nach der amtlichen Statiſtik für die freie
ärztliche Praxis erſt auf etwa 2500 Einwohner ein Aerzt. Jn
einer Reihe anderer Provinzen iſt dieſe Verhältniszahl noch
viel höher. Die von der Aerzteorganiſation hart bedrängten
Halleſchen Krankenkaſſen hätten als öffentliche Fürſorgeein-richtungen in ihrer ſchwierigen Lage von ihrer Aufſichtsbehörde
viel eher Unterſtützung gegen die einſeitigen Forderungen und
gegen das rückſichts loſe Vorgehen der koglier-
ten Aerzte erwarten dürfen,. ß

Der von dem Magiſtrat den Krankenkaſſen aufgenötigte VPer-
trag erfüllt ganz einſeitig die von den Krankenkaſſen als
ruinös und unannehmbar bekämpften Forderungen des Leip-
ziger Aerzteverbandes und verſtößt in verſchiedenen Punkten
direkt gegen die guten Sitten. Er zwingt den Kaſſendie fra rztwahl auf, deren zwangsweiſe Einführung von

allen Krankenkaſſen, von Arbeitgebern und Verſicherten ein
mütig abgelehnt wird. Der Vertrag ſteht in allen weſentlichen
r ten im Widerſpruch mit den Intereſſen der Halleſchen

rankenkaſſen und fördert in weitgehendem Maße den von
dem Leipziger Verbande gegenüber den Aerzten geübten
Koalitionszwang. Der Einfluß des nach dem Geſetz verant-
wortlichen Kaſſenvorſtandes iſt ausgeſchaltet. Die örtliche
Aerzteorganiſation beſtimmt allein über den ärztlichen Dienſt
bei den Kaſſen. Zur Kaſſenpraxis werden in Zukunft nur
die Aerzte zugelafſſen, die ſich den Maßnahmen der Organi-
ſation unterwerſen. Die Anſtellung weiterer Aerzte mit feſten
Bezügen iſt den Kaſſen verboten. Mit den z. Z. tätigen feſt
angeſtellten Kaſſenärzien dürfen nach Ablauf der Verkräge
neue Abkommen nicht getroffen werden. Jn dem u iſt
ausdrücklich beſtimmt, daß für künftig eingeführte Familien-
behandlung nur die Aerzte in Betracht kommen dürfen, die
der Halleſche Aerzteverein benennt. Die Verrichtungen von
Heildienern und Zahntechnikern dürfen nur auf Anordnung
eines Arztes erfolgen. Das Arzthonorar iſt gewal-
tig erhöht worden. Die betreffenden neun Betriebs-
krankenkaſſen haben z. B. außer dem Honorar für die feſt-
angeſtellten, völlig ausreichenden Kaſſenärzte in Höhe von
28 700 Mk. noch als Minimalbetrag 15 000 Mk. Honorar, das
nach Einzelleiſtungen zu berechnen iſt, an den Halleſchen
Aerzteverein zu zahlen ein Betrag, der nach dem Vertrage
ſelbſt dann gezahlt werden ſoll, wenn entſprechende ärztliche
Leiſtungen auch nicht annähernd nachgewieſen werden. Das
Geſamthonorar beträgt demnach für die neun Kaſſen aller-
mindeſtens 483 7600 Mk. Als Höchſtgrenze des Geſamthonorars
der Vereinsärzte iſt 4 der höchſtmöglichen Beiträge 90 000 (für
5000 Mitglieder und 1200 Durchſchnittelohn) feſtgeſetzt. Hierzu
kommt das Honorar der feſtangeſtellten Aerzte, das ſind zu-
ſammen 118 700 Mk., alſo auf den Kopf 283,74 Mk. ohne
Familienbehandlung gegen jetzt 6 Mk. mit teilweiſer Fami-
lienbehandlung. Erſt wenn das Geſamthonorar eine ſolche
ungeheure Höchſtgrenze überſteigt, können Abſtriche vorgenom-
men werden. Dieſe völlig unangemeſſene e
muß notwendig eine außerordentlich ungünſtige Rückwirkung
auf die geſamten Kaſſenausgaben, die zu 95 v. H. von den
Aerzten beſtimmt werden, herbeiführen.

Die Kaſſen ſind ſogar verpflichtet worden, gegen zurück-
getretene oder noch zurücktretende feſtangeſtellte Kaſſenärzte
die feſtgeſetzte Konventſonalſtrafe wegen Vertragsbruchs, die
in ſolchen Fällen die Aerzteorganiſation übernimmt, nicht ein-
zuklagen. Hierdurch erleichtert der Magiſtrat den Vertrags-
bruch und unterſtützt den Leipziger Verband in ſeinen Be-
ſtrebungen, in Streitfällen durch die Verkeitung der ange-
ſtellten Aerzte Vertragsbruch die Kaſſen in eine
Notlage zu bringen.

Die Kaſſen ſind ferner durch den aufgezwungenen Vertrag
auf zehn Jahre gebunden Eine entſprechende Gegenverpflich-
tung der Aerzte beſteht überhaupt nicht, denn jeder einzelne
Arzt kann ſeine Pflichten aus dem Vortrage mit vierteljähr-
licher Kündigung löſen ein Beweis, wie kurzſichtig der
Magiſtrat auch in dieſer Beziehung gehandelt hat. Wenn
der Leipziger Verband aus Anlaß der Rejſchsverſicherungs-
ordnung in den angedrohten Generalſtreik eintreten
ſollte, ſo iſt ſeiner Halleſchen Organiſation trotz des die
Kaſſen für zehn Jahre hindenden Vertrages die Handhabe
gegeben, die Krankenverſicherung in Halle lahm zulegen.

Einen ſolchen Vertrag würde nie und nimmer eine Kranken-
kaſſe oder ein anderer Verſſcherungsträger abſchließen. Es
geht daraus hervor, wie notwendig es iſt, daß die Kranken-
kaſſen in der Reichsverſicherungsordnung von den Be-
drückungen des Leipziger Verbandes aber auch vor dem Ein-
greifen einzelner Aufſichtsbehörden geſchützt werden.“

Dieſe in der Sache außerordentlich ſcharfe Entſchließung iſt
nur zu gerechtfertigt. Wer die Krankenverſicherung noch als
Einrichtung betrachtet. die den Verſicherten dienen ſoll, muß
ihr unumwunden zuſtimmen. Nach Lage der Sache wird den
über dem Magiſtrat in Halle ſtehenden Jnſtanzen bei dieſer
Angelegenheit nichts übrig bleiben, als den Zwangsvertrag mit
den Aerzten wieder aufzuheben.

Weiſe und Monski
gehen jetzt mit ihren Streikbrechergeſuchen aufs Land, nach-
dem ſie anſcheinend in Halle ſelbſt nur ſpärliche Erfolge davon-
getragen. Jn Nr. 8 des Weißenfelſer Tageblattes
finden ſich gleich zwei Jnſerate, worin die bekannten Ver-
ſprechungen gemacht werden. Eines erſcheint mit Angabe der
Firma, das andere anonhm. Das erſte lautet:

Tüchtige Schloſſer, Schmiede, Bohrer, Dreher,
Kupferſchmiede, Maler und Arbeiter (nicht
organiſierte) für dauernde Beſchäftigung bei
hohem Lohn geſucht. Weiſe u. Monski, Halle a. S.,
Fabrik 11], Turmſtraße 94-86.“

Das zweite Jnſerat hat folgenden Wortlaut:
„Solide, tüchtige Maſchinenbauer und Dreher,

nicht dem Dt. Met.-Arb.-Verb. angeh.,
werden ſofort in dauernde Stellung bei hohen
Akkordlöhnen von Maſchinenfabrik Halle noch ein-
geſtellt. Schriftliche Meldungen mit Zeugnisab-
ſchriften unter U. R. 5054 an Rudolf Moſſe, Halle
(Saale).“

Die Sache ſcheint der Firma alſo ungemütlich zu werden
Laſſe ſich kein Arbeiter durch die Verſprechungen ködern, ſie
ſind es wirklich nicht wert, daß ihretwegen irgendeiner Streik-
bruch auf ſich nehmen müßte, denn ſie ſind Unternehmer-
verſprechungen! Vor Zuzug wird dringend
gewarnt.

rrSSES

Gewerbegehilfe oder Handlungsgehilfe? Mit der vielum-
ſtrittenen Frage, ob die Zuſchneider in der Bekleidung ſtrie
unter Umſtänden auch als Handelsgehilfen angeſehen den
können, beſchäftigte ſich die letzte Schöffengerichtsſitzung der
Sache Firma Aßmann von hier. Die Firma A. betreibt be
kanntlich am Markt ein größeres Herrenkleidergeſchäft und wurde
beſchuldigt, an mehreren Sonntagen v. J. ihre Zuſchneider mit
handwerksmäßigen Arbeiten beſchäftigt zu haben. Die
Polizei erblickte darin Verſtöße gegen S 105 der Gewerbeordnung
und belegte die Geſchäftsleiter mit Stroafmandaten von 190--15 Mk.
Die Gebrüder A. beantragten deshalb gerichtliche Entſcheidung
und ließen durch ihren Verteidiger geltend machen, im vorliegenden
Falle handle es ſich um keine handwerksmäßigen, ſondern
um kaufmänniſche Arbeiten. Die Zuſchneider wären
Sonntags nicht als Gewerbegehilfen, ſondern als Handlungs-
gehilfen tätig geweſen. Sie hätten Sonntags bei Kunden nur
Kleidungsſtücke anprobiert, um kleine Abänderungen anzuzeichnen
und Maß genommen. Durch eine miniſterielle Anweiſung vom
11. März 1893, die von dem Kammergericht anerkannt worden
ſei, ſeien ſolche Zuſchneiderarbeiten, die in die ſonntäglichen fünf
Arbeitsſtunden für das Handelsgewerbe fallen, als kaufmänniſche
Arbeiten anzuſehen. Das Kammergericht ſei ſogar ſo weit ge-
gangen, daß es Hausknechtsarbeiten, das Abladen von Waren an
Sonntagen nicht als gewerbliche Tätigkeit angeſehen habe, da dieſe
Arbeit dem Handel und Verkehr diene. Jn einem Fleiſcherladen
könne das Abſchneiden von Wurſt, Zerteilen von Fleiſch uſw.
Sonniags auch nicht als gewerbliche Tätigkeit angeſehen werden.

je vorliegende Zuſchneiderarbeit ſei ebenfalls teine gewerbliche
ätigkeit und ſo müßten die Angeklagten freigeſprochen werden.
Das Gericht kam aber im Einverſtändnis mit dem Amtsanwalt

zu der entgegengeſetzten Anſicht mit der Begründung, auch die
vorliegende Arbeit ſei laut verſchiedener übereinſtimmender Reichs
gerichtsentſcheidungen eine ſpezifiſch gewerb liche Tätigkeit und

nach 5 105 der Gewerbeordnung Sonntags nicht geſtattet. Damit
daß die Zuſchneider ab und zu einmal eine handelsgewerblich
Tätigkeit begingen, würden ſie noch lange nicht zum Handlungs
gehilfen. Das Reichsgericht habe ausdrücklich betont, daß ſolch
Arbeiten im Bekleidungsbetriebe Sonntags zu unterlaſſen ſeien
mit Rückſicht auf die kleineren Betriebe, die dadurch benachteiligt
werden könnten. Die Angeklagten wurden zu je 10 Mk. Geldſtrafe
ev. 2 Tagen Haft verurteilt.

Wegen Vergehens gegen das Nahrungomittelgeſetz wurde
der Honigkuchenſfabrikant Friedrich Bock von hier vom hieſigen
Schöffengericht zu 3 Mk. Geldſtrafe verurteilt. Der Beſchuldigte
hatte im November v. Js. Pfeffer- und Honigkuchen mit Schoko-
laden-Ueberzug verkauft, der mit ſogen. Seſamöl durchſetzt war.
Da er die Waren als feinſten Schokoladen Pfefferkuchen verkaufte,
atte er damit eine Täuſchung n Wenn Honigkuchen mit
chokoladen- Üeberzug empfohlen wird, ſo darf der Ueber

zug nicht mit anderen Beſtandteilen durchſetzt ſein, meinte das
Schöffengericht.

Verzeichnis der Fernſprech-Teilnehmer. Mit dem Druck
des Verzeichniſſes der Teilnehmer an den Fernſprechnetzen im
Oberpoſtdirektionsbezirk Halle für 1911 wird Anfang Februar
begonnen werden. Es liegt daher im dringenden Jntereſſe der
Fernſprechteilnehmer, die eiwa erforderlichen Aenderungen in
der Eintragung ihrer Anſchlüſſe auch die erſt am 1. April
eintretenden Wohnungsverlegungen ſogleich dem zuſtändigen

(in Halle (Ort) dem Telegraphenamt) anzuzeigen.
Nach dem 1. Februar können Aenderungen nicht mehr berüd-
ſichtigt werden.

Stadttheater. Die nächſte Aufführung des Weihnachts-
märchens Dornröschen findet Mittwoch nachmittag 3!/2 Uhr ſtatt
abends 7/2 Uhr geht in neuer Einſtudierung unter der Regie
des Herrn Scholline Shakeſpeares Der Kaufmann von Venedig
in Szene. Für Donnerstag iſt die einzige dieswöchentliche Auf
führung des Operettenſchlagers Der Graf von Luxemburg ange-
ſetzt. Eine hochinteceſſante Novität iſt die neue Komödie von
Hermann Bahr Die Kinder, deren Premiere am Freitag abend
ſtattfindet. Der Verfaſſer des Luſtſpiels Das Konzert, welches
im vorigen Jahre zahlreiche Wiederholungen erlebte, zeigt ſich
auch in ſeinem neuen Werke als ein Meiſter des feinen, poin-
tierten Dialogs und einer logiſch wirkſamen und amüſanten
Szenenführung. Herr Sieg inſzeniert hier den neuen Bahr und
teilt ſich mit den Herren Scholling, Pfund und Rudolph in die
männlichen Hauptrollen. Die weibliche Hauptrolle iſt Frl. Zimmer
mann übertragen. Die nächſte Aufführung von Tiefland iſt für
Sonntag abend angeſetzt. Sonntag nachmittag wird als Fremden-
vorſtellung Robert und Bertram gegeben. Vorbeſtellungen für
die Opernpremiere Königskinder von Humperdinck, welche am
19. Jannar ſtattfindet, nimmt die Tageskaſſe, ebenſo auch für alle
anderen angekündigten Vorſtellungen entgegen.

4. Sinſonie- Konzert des Stadttheater-Orcheſters. Die
Kammerſängerin Frau Minnie Naſt hat der Direktion heute
vormittag mitgeteilt, daß ihr der bereits im Oktober erteilte
Urlaub für das Konzert in Halle von der General- Direktion
wegen der Proben zum Roſenkavalier zurückgezogen worden
iſt. Zur ſoliſtiſchen Mitwirkung im 4. Konzert iſt deshalb die
Hammerſängerin Frau Marie Götze gewonnen worden, die in
Halle von ihrem letzten Auftreten im Sinfonie- Konzert vor
zwei Jahren und von ihrer Darſtellung des Orpheus im Stadt
theater noch unvergeſſen iſt. Das ausführliche abgeönderte
Programm wird morgen bekanntgegeben. BVillettvorverkauf in
der Hofmuſikalienhandlung Reinhold Koch.

Walhalla Theater. Das Original Pariſianga Enſemble
übt eine große Anziehungskraft aus, wie der täglich ſtarke Be
ſuch beweiſt. Die jetzigen vier Stücke kommen nur noch dieſe
Woche zur Aufführung. Da das Enſemble für die Jugend
nichts Paſſendes im Repertoir hat, ſo findet Mittwoch nach-
mittag große Kinovorſtellung mit ausgeſucht gutem Programm
ſtatt. Der Eintrittspreis iſt agusnahmsweiſe für Kinder nur
10, für Erwachſene 20 Pf. Hierzu konzertiert die geſamte
Hauskapelle.

Proletariertod. Vom eigenen Fuhrwerk überfahren und
getötet wurde der Arbeiter Wilhelm Urban aus der i
ſtraße 27. Er wurde am Sonntag nachmittag in der Le ſing
ſtraße beim Abſpringen von einem v überfahren,
nachdem er infolge der Winterglätte zu Fall gekommen war.
Da er ſchwere innere Verletzungen davongetragen hatte, wurde
er der Klinik zugeführt, wo er heute vormittag verſtarb. Der
Unglückliche war Witwer und hinterläßt mehrere Kinder, die
nun zu Ganzwaiſen geworden find.

Ammendorf. Das Bürgſchlößchen entzogen! Die
Diſtriktsleitung des Sozial demokratiſchen Vereins teilt mit,
daß das bisher der Arbeiterſchaft zur Verfügung ſtehende
Burgſchlößchen zu Burg bei Radewell plötzlich vom Wirt ge-
ſperrt worden iſt. Die für Mittwoch angeſetzte Mitglieder-
Verſammlung des Sozial demokratiſchen Vereins wird daher im
Dreierhaus zu Oſendorf abgehalten. Nähere Mittei-
lungen über das Vorgehen des Wirtes im Burgſchlößchen wer
den in der Verſammlung gemacht.

Jnfolge eines Unfalls in der Wagenfabrik von
Mollnau, hier, mußte ſich heute früh ein Arbeiter aus Halle
in ärztliche Behandlung begeben. Wohltuend wirkte es, daß
die Firma, bei Verletzung des kleinen Fingers der rechten
Hand, dem Verletzten für alle Fälle, nach Anlegung eines Not
verbandes, einen Mann als Begleitung beigegeben hatte.

Folgen der Glätte. Am Montag vormittag ſchleu-
derte bei der Einfahrt von der Halleſchen in die Mittelſtraße
ein Wagen der D. A. P. G. aus Halle mit dem Hinterteil.
Durch A vplatzen der Speichen von einer Hinderradnabe wurde
das Umkippen des Wagens mit den ſchweren gefüllten Perro-
leumbehälter verurſacht. Der Geſchirrführer, den nach Angabe
von Augenzeugen keine Schuld treffen kann, wurde von ſeinem
hohen Sitz auf den Bürgerſteig geſchleudert und mußte ſich
mit ziemlich erheblichen Verletzungen in ärztliche Behandlung
begeben.

Stadtverordneten Sitzung.
Montag, den 9. Januar 1911, nachmittags 4 Ühr.

Vorſitzender: Steckner.
Mit Glückwünſchen zum Jahreswechſel heißt der Vorſitzende

die Mitglieder der Verſammlung willkommen, daran den
Wunſch knüpfend, daß die Arbeiten auch im neuen Jahre ſtets
von Erfolg begleitet ſein mögen. Daran anknüpfend widmet
der Vorſitzende dem am 23. Dezember verſtorbenen Stadt-
verordneten Aßmann einen ehrenden Nachruf. Die Mit-
glieder des Kollegiums erheben ſich von den Plätzen. Mit dem
31. Dezember iſt der unbeſoldete Stadtrat Stadtälteſter
Kefe rſtein aus den ſtädtiſchen Dienſten geſchieden. Der
Vorſitzende nimmt Veranlaſſung, der Tätigkeit des Ausge-
ſchiedenen zu gedenken.

Den erſten Punkt der Tagesordnung bildet die Einführung des
zum unbeſoldeten Stadtrat gewählten Maſchinenfabrikanten
Greßler. Bürgermeiſter v. Holly nimmt dem Einzu-
führenden den nach der Städteordnung vorgeſchriebenen Eid
ab und bewillfommt den neuen Magiſtratskollegen. Er hob
hervor, die feſte Geſinnung des Mannes, Selbſtändigkeit in
der Ueberzeugung, Selbſtändigkeit im Denken und Wollen, die
ihn bisher auszeichneten, werden ihm auch ſein Wirken im
Magiſtrat erſprießlich machen. Er leiſte als Kommunalbeamter
den Eid ſeinem König und der Verfaſſung. Gerade in der
jetzigen ſchwerbewegten Zeit, in der ſich Beſtrebungen aufAenderung der Verfaſſung bemerkbar machen, gelte es für die

Beamten vor allem, mannhaft dazuſtehen. Es gelte, fortgeſetzt
auf der Hut zu ſein, um das Umſichgreifen der revolutionären
Umtriebe zurückzuweiſen, denn dieſe Leute, die jetzt ſo hervor
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ſammenſäßen,
würde. Der Redner ſowie Stadtv. Dr. Her zau ſind ebenfalls

kreten, ſind entſchiedene Gegner der Monarchie und der Ver
faſſung. Jhre Schlagworte von der friedlichen Entwicklung der
Dinge aus der gegerwärtigen Ordnung 7 das zeigen uns
die jetzigen Ereigniſſe allenthalben, eitel Trug. Die offene
Gewalt werde überall propagiert. Dieſen Beſtrebungen gegen
über müſſen die ſtädtiſchen Beamten ihren Mann ſtehen.
Stadtrat Greßler dankte für dieſe Worte und erwiderte, daß
er ſich ſchon immer für die kommunale Verwaltung intereſſiert
habe, denn ſchon ſein Vater habe das Amt eines Stadtverord-
neten bekleidet. Er ſei alſo „erblich belaſtet“. Vorſteher
Steckner beglückwünſchte den neuen Stadtrat ebenfalls.

Die Neuwahl des Bureaus zeitigte folgendes Reſul
tat: Von 49 v Stimmen für den 1. Vorſitzen-
den erhielt der bisherige Stadtverordnetenvorſteher steckner
29, die Stadtvv. Siemens 9, Emmer 4, Schmidt-
Rimpler 4, Probſt, Lindner und Herzau je eineStimme. Herr Steckner iſt alſo mit vier Stimmen über die
abſolute Mehrheit zum Vorſitzenden wiedergewählt. Bei der
Wahl des ſtellvertrenden Vorſitzenden erhielt von
50 abgegebenen gültigen Stimmen Föhring 45, Emmer 4
und Siemens eine Stimme. Zum Schriftführer wurde
Gy 67 mit 41 Stimmen wiedergewählt; 6 Stimmen fielenauf Ba n gert und 2 auf Pfautſ ch Bei der Wahl des ſtell
vertretenden Schriftführers erhielt Probſt 26, Pfautſch
24 Stimmen; erſterer gilt alſo als gewählt.

Jn einer Eingabe erſuchen drei Jnhaber von Läden im
Roten Turm, ihnen auch während der Zeit des Umbaues,
mindeſtens aber bis zum 1. Juli, die Benuhung der Läden zu
geſtatten. Die Eingabe wurde dem Bauausſchuß überwiesen.

J einer längeren Petition erſucht ein Bürger, der Frage
der Verlängerung der Straßenbahn nach der Heide nähertreten
zu wollen. Bürgermeiſter v. Holly erklärt, daß erſt die Brücken
über die Peißnitz gebaut werden müßten, ehe man die An-
gelegenheit erörtere. Die Petition wurde als erledigt betrachtet.

Das Kollegium geht ſodann an die Beratung der Tages-
ordnung. Landerwerb an der Marthaäſtraße 27.
Auf dem einem Fräulein Anna Wittſtock gehörenden Grund-
ſtück iſt ein Neubau errichtet worden. Nach der Fluchtlinie ent
fallen za. 11 Quadratmeter Land zur Straße, für welche eine
Dre digung von 110 Mk. pro Quadratmeter gefordert wird.
Dieſer Preis erſcheint als viel zu hoch, es wird deshalb be
ſchloſſen, das Enteignungsverfahren einzuleiten.

Endgültige Beſetzung von zwei neuen Lehrer-
ſtellen an der Vorſchule. Wegen Ueberfüllung der
Oſterklaſſen 1 und 2 der Vorſchule war beſchloſſen worden, die
Klaſſen zu teilen, und es wurden im Haushaltsplane für 1910
zwei neue Lehrerſtellen vorgeſehen. Jetzt wird an der Vor-
ſchule Klaſſe O 3 von 36, O 1b von 36, M i von 25, O 2a von 36,
O 2b von 268, M von 25, O 34 von 34, O 3b von 30 und M 3 von
17 Schülern beſucht. Stadtv. Oſterburg hebt unter Zu-
ſtimmung hervor, daß die Vorſchule eine Slandesſchule ſei,
weshalb ſie abgeſchafft werden müſſe. Wer ſeinen Kindern
eine beſſere Bildung angedeihen zu laſſen in der Lage ſei, möge
dieſelben anfänglich nach der Mittel oder Volksſchule ſchicken.
Er und ſeine Freunde würden gegen den Antrag ſtimmen, weil
ſie Gegner der Klaſſenſchule ſeien. Stadtv. Bangert be-
kennt ſich ebenfalls als Gegner der Vorſchule und erklärt, daß,
wenn es ſich um Aufhebung derſelben handelte, er der erſte
ſein würde, der dafür einträte. Stadtv. Meyer hebt her
vor, daß dadurch, daß die Kinder in den erſten Jahren alle zu

die ſoziale Ungleichheit in etwas gemildert

für eine baldige Aufhebung der Vorſchule. Stadtv. Oſter-
burg gibt ſeiner Freude darüber Ausdruck, daß ſich noch
mehrere Herren aus den ſog. beſſeren Ständen efunden hätten,
welche Gegner der Klaſſenſchule ſeien. Es wäre daher ange
bracht, daß bei der diesjährigen Etatsberatung von der Ver-
ſammlung eine Reſolution angenommen würde, durch welche
um Ausdruck gebracht würde, daß die Vorſchule keine Exiſtenz-
erechtigung habe. Gegen vier Stimmen wurde der Magi-

ſtratsantrag darauf angenommen.
GehaltsregulierungfürdieStelledesſtädti-ſchen Landmeſſers. Das Gehalt des Landmeſſers Albert

midt ſoll nach der Magiſtratsvorlage auf jährlich 3200 Mt.
(ſowie 2 300 Mk. und 4 X 250 Mt. Zulage) feſtgeſetzt wer
den. Der Referent des Etatsausſchuſſes beantragt Ausſetzung
der r Es ſollen vom Magiſtrat vorerſt die Per
ſonalakten eingefordert werden. Es wird ſo beſchloſſen.

Bau eines Nebenſammlers imRöſer- und Marienſtraße von de
bis zur Magdeburgerſtraße.

Buge, der
Leipziger-Die Verſammlung er-

klärt ſich mit dem Bau des Entlaſtungskanals nach Maßgabe
des vorgelegten Projekts und Hoſtenanſchlags einverſtanden
und bewilligt die erforderlichen Mittel in Höhe von 19000 Mk.
aus der Kanalbauanleihe.

ur Verſtärkun laufender Kredite desSchlacht- und Vi hohe wurden die erforderlichen
Mittel von zuſammen 4508,23 Mk. nachbewilligt.

NMittelbewilligung in einer Enteignungs-ſache. Der Magiſtrat hat beſchloſſen, die durch Beſchluß des
Vezirksausſchuſſes feſtgeſeßte Enteignungs- Entſchädigung von
5525 Mk. für die Enteigung des fluchtlinienmäßig zur Leipziger-
ſtraße entfallenden Landes unter der Vorausſetzung an den
Lederfabrikanten Göldner auszuzahlen, daß er ſich bei der Ent
ſcheidung des Bezirksausſchuſſes Die Verſammlung
derr dem Beſchluſſe zu und bewilligt die erforderlichen

ittel.
Nach bewilligung der bei Kap. X 2 II 8 Ver-

tretungskoſten an den evangeliſchen Volks-
ſchulen zu erwartenden Ueberſchreitungen
beim Rechnungsabſchluſſe. Die Verſammlung nimmt Kennt
davon, daß von den für dieſe Zwecke eingeſtellten 12 000 et
bereits 10 950,75 Mk. verbraucht worden ſind und eine weſent-
liche Ueberſchreitung unvermeidlich iſt. Da die Höhe der Ueber
ſchreitung nicht angegeben werden kann, wird beſchloſſen, die
Nachbewilligung beim Finalabſchluſſe zu regeln.

Landverkauf an der Jonasſtraße. Für den Ge-
ſamtkaufpreis von 8675 Mk. ſoll eine an der Jonasſtraße be
legene Fläche von etwa 335 Quadratmeter Größe, ſowie eine
an der Ecke Liebenauer- und Jonasſtraße belegene Fläche (bis
her Straßenland) von etwa 12 Quadratmeter Größe an die
Eigentümer des Grundſtückes Liebenauerſtraße 164-165 (Stolze)
veräußert werden. Gegen die vier Stimmen der Sozialdemo-
kraten wurde der Antrag angenommen.

Verſtärkung der für die Gasleitung in der
Röpzigerſtraße in Reſt ſtehenden Mittel. Die
Verſammlung ſtimmte einem Magiſtratsantrag auf Entnahme
von 140 Mk. aus dem Reſervefonds der Gaswerke zu.

Nach bewilligung für Jnſtand haltung und
Verbeſſerung der öffentlichen Bedürfnis-
a'n'ſt'a'l't'e n. Der Magiſtrat erſucht, die im Etat bereit-
geſtellten Mittel um 100 Mk. zu verſtärken. Stadtv. Oſter-
burg erſucht um Umgeſtaltung der Bedürfnisanſtalt in der
Reilſtraße. Die Anſtalt ſei ſehr finſter. Durch Einſetzen von
Oberlicht würde einer großen Kalamität abgeholfen. Als betont
wird, daß die Anſtalt dort entfernt würde, regt Redner an, eine
ſolche Anſtalt, die unter Umſtänden unterirdiſch angelegt werden
könnte, auf dem Wettiner Platz zu erbauen. Der geforderte
Betrag wird darauf bewilligt. t Augen foNach bewilligung einmaliger Ausgaben fürirrt ungen des Waſſers. Die mit 2000 Mk. für
Wa en uchungen dotierte Poſition I Ba s des diesjährigen
Waſſerwerksetats erleidet eine erhebliche Ueberſchreitung durch
die einmalige Anſchaffung von Jnſtrumenten und Geräten, die
durch die Ueberweiſung der Unterſuchung an das Nahrungs-
mittelunterſnchungsamt notwendig geworden iſt. Nach einer
kurzen Bemerkung des Stadtv. Schmidt Rimpler be-
willigt die Verſammlung 800 Mt.

Müttel bewilligung für Jnſtandſetzung von

h i ndes Bades ittekind. Zur ermeidung größerSchäden haben ſich folgende Arbeiten als beſonders hringnch

herausgeſtellt: Die Umdeckung der Dächer, die Trockenlegung
der ſich an die er r anlehnenden Mauer des Reſtaurants
Reilsburg und die rig einer Ventilationsanlage für den
Saal der Reileburg. Die ſten betragen zuſammen 19 500
Mark. Stadtv. Em mer betonte, daß die Verantwortlichen
beim utgef des Zoologiſchen Gartens den eigentlichen Wert
und die Beſchaffenheit der Grundſtücke nicht richtig erkannt
hätten. Die Gebäude befänden ſich in einem ſehr verwahrloſten
Zuſtande, durch die Dächer gehe der Regen. Die Reparaturen
würden noch weitere Koſten beanſpruchen. Bürgermeiſterv. Holly erwidert, daß bei der Uebernahme gleich gelagt wor-
den ſei, es ſeien mindeſtens 40 000 Mk. notwendig zur Jnſtand-
ſetzung der Gebände. Uebrigens hätten ja auch die Herren
Sozialdemokraten für den Ankauf geſtimmt. Stadtv. Gieſe
macht darauf aufmerkſam, daß noch weitere Vorlagen für den
Zoologiſchen Garten und das Bad Wittekind zu erwaretn ſeien.

Stadtv. Oſt erburg ſtellt feſt, es ſei richtig, daß die Sozial
demokraten für Ueberführung in ſtädtiſchen Beſitz geſtimmt
hätten, ſie ſeien aber noch weiter gegangen und hätten die
eigene wirt ſchaftung beantragt. Jetzt ſei es ſo, daß die Stadt
fortwährend Geld in das Unternehmen ſtecke, während die
ſinanziell beteiligten Kreiſe damit Geſchäfte machten. Die Er-
fahrung wird man ſich zunutze machen und an die Durchführung
der eigenen Regie denken müſſen. Die Vorlage wird darauf
bewilligt.

Damit iſt die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung er-
ſchöpft.

Jn der geſchloſſenen Sitzung wählte die Verſammlung für den
15. Armenbezirk den Kaufmann Schneider, Merſeburger-
ſtraße 4, zum Armenbezirksvorſteher und den bisherigen
Armenpfleger O ſt, Königſtraße 81, zum Armenbezirksvorſteher-
ſtellvertreter.

Hnltoriſcher Tageskalender für hale.
Januar.10. J1519. SJehle Pabſt Leos R. beſtätigt die Rechte des „Neuen

tifts“.

ev mm mmm-ß mmAus den nachbarkreifen.

Die Sparkaſſen in der Provinz Sachſen
hatten im Jahre 1909 an Neueinlagen 233,76 Millionen Mark
zu verzeichnen. Die Rückzahlungen beliefen ſich auf 209,63
Millionen Mark. Das iſt alſo ein Ueberſchuß an Neueinlagen
von 24,13 Millionen Mark.

Der Ueberſchuß im Königreich Preußen belief ſich im Jahre
1999 auf 454,85 Millionen Mark und bedeutete eine ſo im-
menſe Zunahme an Spargeldern, wie ſie ſeit Jahren nicht zu
verzeichnen war. Jntereſſant iſt ein Vergleich des Ueber-
ſchuſſes an Neueinlagen in der Provinz Sachſen im Jahre
1909 mit dem im vorhergehenden Jahre. 1908 überſtiegen um-
gekehrt die Rückzahlungen die Einlagen um 7,04 Millionen
Mark. Der Geſamtzuwachs an Einlagen betrug in der Pro-
vinz Sachfen im Jahre 1909 51,29 Mill. Mk., der Reſervefonds
65,47 Mill. Mk. Dieſe Ziffern beweiſen, daß an dem enorwen
Aufſchwung, den das Sparweſen in Preußen im Jahre 1909
genommen hat, guch der Provinz Sachſen ein ſtarker Anteil
gehört.

Natürlich würde nur die Detailierung der Höhe der einge-
legten Sparguthaben ein genaues Bild über die ſoziale Zu
ſammenſetzung der Sparer ergeben. Daß aber die Arbeiter
wenig oder gar nicht an dem Aufſchwung beteiligt ſind, ſteht
für uns feſt.

Bitterfeld. Vom Stadtparlament. Jn der am 3. Januar
ſtattgefundenen Sitzung wurde die Neuwahl des Vorſtandes, ſowie
die Wahl verſchiedener Kommiſſionen und Deputationen vor-
genommen. Als Vorſteher wurde Fabrikbeſitzer Banſe mit
29 Stimmen wiedergewählt, Rechtsanwalt Kleinau wurde als
ſtellvertretender Vor per neugewählt. Entſprechend den von
der Vorſchlagskommiſſion gemachten Vorſchlägen wurden die
Kommiſſionsmitglisder gewählt. Unſere Genoſſen hat man eben-
falls in dieſelben delegiert. Der z r betr. Feſtſetzung
der Geſamtkoſten der im Jahre 1910 neu gepflaſterten Straßen
wurde nach einiger Debatte an die Baudeputation verwieſen. Weiter
beſchloß die Verſammlung den Beitritt zum Reichsverband deutſcher
Städte unter 25000 Einwohnern. Der Jahresbeitrag von 25 Mk.
wurde ebenfalls bewilligt. Genoſſe Menzel ſprach 3 ebenfalls
für den Beitritt aus, drückte aber den Wunſch aus, daß man die
Verſammlung nicht nur mit dem gedruckten Bericht abſpeiſe, ſondern
vielmehr ein mündlicher Bericht von den Delegierten erſtattet werde.
Auf eine Anfrage bezüglich der Kabellegung der Grube Leopold
durch ſtädtiſches Terrain teilte Bürgermeiſter Dippe mit, daß nach
den juriſtiſchen Gutachten, welche ſowohl ſeitens der Stadt als
auch ſeitens der Grube Leopold eingeholt wurden es höchſt
zweifelhaft erſchien, zu weſſen Gunſten wohl die Entſcheidung fallen
würde, und habe infolgedeſſen eine Einigung ſtattgefunden, nach
der die Grube Leopold für jedes durch dieſe Leitung nach aus-
wärts geführte Kilowatt Strom o Pfg., mindeſtens aber 2500
Mark zahlt. Nach Erledigung der Tagesordnung fand noch eine
kurze geſchloſſene Sitzung ſtatt.

Bitterfeld. Bauarbeiterſchutzkommiſſion. Am
28. und 29. Dezember v. J. unternahm die Kommiſſion für
Bauarbeiterſchutz eine Kontrolle der Winterbauten vor. Kon-
trolliert wurden insgeſamt 22 Bauten, davon waren 2 Staats-
bauten, 14 waren Jnnenbauten, 11 davon waren vor äußeren
Witterungseinflüſſen durch Fenſter proviſoriſch gedichtet.
Schutzvorrichtungen fehlten beim Unternehmer Voigt und
Krüger; Bortbrett und Bruſtwehr waren da Nebenſache. Die
Beſchaffenheit der Baubuden läßt auch viel zu wünſchen übrig:
5 Baubuden waren nicht mit dichten Seitenwänden verſehen,
ebenſo waren in 8 Baubuden keine Tiſche vorhanden, wo die
Arbeiter ihre Mahlzeit einnehmen können, aber deſto mehr
Baumaterial wurde dort gelagert. Beim Stallanbau des Oeko-
noms Luft, welcher vom Maurermeiſter Krüger ausgeführt
wird, fehlten in der Baubude die bauberuflichen Vorſchriften,
Verbandzeug, ebenſo waren Tiſche, Bänke und Oefen nicht vor-
handen. Auf 14 Bauten war kein Verbandzeug vorhanden.
Spucknäpfe wurden in allen Baubuden vermißt. Auf vier
Bauten war kein Dach auf dem Abort, in acht Aborte fonnte
von der Straße hineingeſehen werden. Die durch die Bauten-
kontrolle feſtgeſtellten Mißſtände ſollten für die hieſigen Bau-
arbeiter Veranlaſſung genug ſein zu energiſchen Aufraffen
und Eintreten zur Beſeitigung derſelben.

Bitterfeld. Vom Zuge getötet. Am Montag wurde in
der Nähe von Bitterfeld bei Bahnwärterbude 134 der Bahnlinie
Halle-- Berlin ein junger Mann überfahren und tot aufgefunden.
Der Getötete iſt vermutlich der Schüler Hintz aus Luckenwalde.

Delitzſch. Ein bedauerlicher Unglücksfall ereignete ſich
am Sonnabend am Kreuzungspunkte der Bitterfelder und Dübener
Straße. Der 12jährige Sohn des Mühlenarbeiters Mielke, der
von der Turnhalle her gelaufen kam, bemerkte an der Ecke des
Deutſchen Kaiſers einen vom Gerberplan in voller Gangart kom-
menden Kutſchwagen. Er wollte noch ſchnell zurückſpringen,
rutſchte aber bei der Glätte aus und das Geſchirr ging mit ſeinen
beiden linksſeitigen Rädern über den Rücken des Unglücklichen
hinweg. Der Knabe wurde nach dem Krankenhauſe gebracht.

Landsberg. Tſchanters Debüt ein Erſatz für die
Sozialdemokratie. Eine Verſammlung, zu welcher alle

politiſchen Parteien eingeladen waren, hatte der liberale Wahl-
verein für Delitzſch-Bitterfeld zum Sonntag, den 8. Januar,
h nach dem Gaſthofe in Schwätz einberufen. Referent
war der Kandidat der Fortſchrittlichen Volkspartei für den Wahl
kreis, Rektor Tſchanter aus Eilenburg. Unſere Genoſſenhatten in Anbetracht der Tatſache, daß uns zu politiſchen e

ſammlungen in dieſer Gegend kein Lokal zur Verfügung ſteht,
dafür Sorge getragen, daß annähernd 200 Perſonen anweſend
waren. Schlecht gerechnet vier Fünftel davon waren Sozial
demokraten, aber auch einige Lehrer, Beamte und dergl. hattev
ſich eingefunden.

Der Referent ſprach über: Deutſchland vor hunderg
Jahren“. Er entledigte ſich ſeiner Aufgabe in ziemlich ge-
ſchickter Weiſe, aber die Gewißheit, vor einer ſozialdemokratiſchen
Verſammlung zu ſprechen, ſchien ihm doch das Konzept etwas
verſchoben zu haben. Jm weiteren Verlaufe des Referats bekonle
er, daß vor allem in Zukunft die Herrſchaft des ſchwarzblauen
Blocks gebrochen werdeu müſſe; der echt liberale Gedanke müſſe
überall wachgerufen werden; dies ſei die beſte Gewähr für den
endlichen Sieg über die Reaktion.

Unſer Genoſſe Raute ging in der Diskuſſion auf die Aus
führungen Tſchanters ein. Er wies auf die Tatſache hin, daß die
Fortſchrittliche Volkspartei in verſchiedenen Wahlkreiſen bereits jeht
mit den Nationalliberalen Wahlabkommen getroffen habe, und daß
ein wirklicher Liberaler nur im Anſchluß an die Sozialdemokratie
ernſthaft einen erfolgreichen Kampf gegen die Reaktion auſfnehmen
könne. Stürmiſcher Beifall bewies, das Rautes Ausführungen den
Anweſenden ans dem Herzen geſprochen waren. Die ebenfalls
anweſenden Genoſſen unſerer Kreisleitung benützten die überaus
günſtige Gelegenheit und machten 30 Neuaufnahmen für den
ſozialdemokratiſchen Wahlverein Delitzſch- Bitterfeld.

Parteigenoſſen von Landsberg, Gollma, Schwät!
Macht euch die Situation zunutze und ſorgt ſtändig
für neue Parteimitglieder und neue Abonnenten
des Volksblattes! Tue jeder ſeine Pflicht und trage
ſo jeder dazu bei, daß bei der nächſten Reichstagswahl
auch über dem Wahltreiſe Delitzſch-Bitterfeld das rote Banner
der Sozialdemokratie weht.

Torgan. Eine neue fortſchrittliche Reichstags-
kandidatur. Wie dem Berliner Tageblatt mitgeteilt wird, bot
eine am Sonntag in Falkenberg tagende Vertrauensmänner-
verſammlung dem Landtagsabgeordneten Obervoſtaſſiſtenten
Delius- Halle die fortſchrittliche Reichstagskandidatur in Torgan-
Liebenwerda an. Der Wahlkreis iſt bisher deutſch- und frei-
konſervativ, freiſinnig und nationalliberal vertreten geweſen. Der
jetzige Abgeordnete iſt Bürgermeiſter Wilde in Elſterwerda.
Er wurde 1907 in der Stichwahl mit 13775 nationalliberalen gegen
7298 ſozialdemokratiſche Stimmen gewählt. Jn der Hauptwahl
wurden außerdem 4311 freiſinnige Stimmen abgegeben, die faſtreſtlos auf den äußerſt weit rechts ſtehenden Hlaionalliberalen

übergingen. Kandidat der Sozialdemokratie iſt der Stadtverordnete
Menzel- Bitterfeld. Es iſt ſo gut wie ausgeſchloſſen, daß die
Fortſchrittler auf irgend welche Erfolge rechnen können. Dem
armen Delius iſt alſo der Durchfall bombenſicher.

Bockwitz. Erfolgreiche Arbeitsverweigerung. Jm
Holzſchlag bei Lauchhammer, der Firma Otto Zucker, Klingmühl-
Lichterfeld, gehörig, wurden 18 Arbeiter gezwungen, wegen Ein-
führung eines ſchädigenden Akkordlohnes, die Arbeit niederzulegen.
Durch Unterhandlung mit der Firma wurde der alte Tagelohn
wieder eingeführt und weiter gearbeitet. Alle Arbeiter waren
gewerkſchaftlich und politiſch organiſiert. Bedauerlich iſt es, daß
vier Arbeiter ihre eigenen Kollegen in den Rücken ſielen, indem ſie
weiter arbeiteten. Sie ſahen es ruhig mit an, wie ihre Kollegen
eine Verſchlechterung der Arbeitsverhältniſſe abwehrten und taten
nichts dazu, aber die Vorteile nehmen ſie gerne in Anſpruch. Wir
wollen dieſe vier Arbeiter hier nicht an den Pranger ſtellen,
hoffen aber, daß ſie ſich ihrer Pflicht bewußt werden und ein
andermal als organiſierte Kollegen handeln.

Wittenberg. Feuer entſtand in der Ruhmeshalle in der
Jüdenſtraße. Auf nicht aufgeklärte Weiſe brannte plötzlich eines
der Hintergebäude, das als Pferdeſtall und Lagerraum für Heu
und dergl. diente. Da die Feuerwehr ſchnell zur Stelle war,
wurde der Brand bald gelöſcht.

Bottendorf b. Roßleben. Jn der hieſigen Separations-
Angelegenheit, über die wir bereits mehrfach berichtet haben,
waren zu Sonntag einige 30 Einwohner zu einer Beſprechung
eingeladen. Obwohl die Einladungen nicht öffentlich ergangen
waren, hatten ſich außer den Geladenen noch etwa 70 Perſonen
eingefunden, um an der dieſer für die Gemeinde
wichtigen Frage teilzunehmen. Aus dieſer ſtattlichen Zahl kann
man erſehen, welch großes Intereſſe dafür unter der Bevölkerung
n Ueber die Angelegenheit wurde Bericht erſtattet, Be
chlüſſe wurden jedoch nicht gefaßt. Es ſoll eine Jntereſſengemein-
ſchaft gegründet werden, welche die nötigen Mittel für Aufmeſſung
der Grundſtücke aufbringen will. Auffällig iſt es, daß der
Merſeburger Korreſpondent von der intereſſanten Angelegenheit
noch nichts erfahren hat. Theodor Rößner regiſtriert doch ſonſt
jeden albernen Kriegervereins- oder PfeifenklubKnatſch.

Sangerhanſen. Unfall im Schacht. Der Häuer Joſeph B.
war auf dem Karl-Eduard-Schacht Gewerkſchaft Volkerode) mit
dem Anzünden der Sprengſchüſſe beſchäftigt, als plötzlich ein Schuß
vorzeitig losging. Der weiter zurück nde Zimmermann R.
ing nach der Unglücksſtelle zu, wo weitere fünf Schüſſe losgingen.Er drang durch den Rauch bis zu dem verunglückten B. vor, hob

ihn auf und brachte den Schwerverletzen unter großer Lebensgefahr
zur Förderung.

Rodelunfall. Beim Rodeln auf der Brühlſchen Terrafſſe
trug der 24 jährige Sohn Willi des Barbiers Dittmann einen
ſchweren Knöchelbruch des rechten Beines davon.

Naumburg. Opfer des Rodelns. Ein hieſiger Maurer
fuhr beim Rodeln mit ſolcher Wucht gegen einen Baum, daß er
den dabei erlittenen Verletzungen im Krankenhauſe erlag.

Erfurt. Ein Todesſturz. Bei Beſichtigung der Wender
ſchen Mühle an der Langebrücke ſtürzte der Bäckermeiſter und
Lehrer an der Gewerbeſchule Wilhelm Gerhardt in den Fahrſtuhl
ſchacht und blieb mit zerſchmettertem Schädel und gebrochenen
Gliedern tot auf der Stelle. Ueber die Umſtände des Unglücks
falles war nichts Näheres zu erfahren.

Magdeburg. Einen tollen Streich haben die National-
ltberalen im Stadtverordnetenkollegium bei der Neuwahl des
Präſidiums verübt. Die Wahl des Vorſitzenden und des
erſten Stellvertreters ging glatt vor ſich, da die bisherigen Jn-
haber dieſer Aemter wieder gewählt wurden. Der Vorſteher ge-

ört der konſervativen, der erſte Stellvertreter der nationalliberalen
Partei an. Der zweite Stellvertreter gehörte bisher der Fort-
ſchrittlichen Volkspartei an. Bei der Wahl wurden 76 Zettel ab

egeben; davon entfielen 36 auf den nationalliberalen und 35 auf
en fortſchrittlichen Kandidaten, den bisherigen Jnhaber des Amtes,

3 Zettel waren weiß. An Stelle des rer ede war alſo der
Nationalliberale gewählt. Zum Schriftführer wurde ebenfalls ein
Nationalliberaler durchgedrückt. So beſteht das ganze Bureau
mit Ausnahme des Vorſitzenden aus Nationalliberalen. Daß
dieſe damit eine politiſche Unanſtändigkeit und zudem eine grenzen-
loſe Dummheit begehen würden, iſt ihnen nicht unbekannt geweſen,
denn ihr Führer, Juſtizrat Stern, hat es ihnen in einer ver
traulichen Beſprechung, die der Wahl vorherging, geſagt. Sie
haben aber deſſen Worte in den Wind geſchlagen und ihre Abſicht
mit Erfolg zur Ausführung gebracht, um ſich an den Freiſinnigen
für ihr Verhalten bei den Stadtverordnetenwahlen zu rächen.
Die Freiſinnigen ſind natürlich fuchsteufelswild über die Unan
ſtändigkeit der Nationalliberalen, was ſie aber gar nicht hinderte,
dieſelbe Unanftändigkeit ebenfalls mitzumachen, als ſie gegen
die Sozialdemokratie richtete. Bei der Wahl des riftführers,
auf welchen Poſten die Sozialdemokraten nach ihrer Stärke An-
ſpruch batten, ſtimmten ſie gegen den ſozialdemokratiſchen Kan-

Aſchersleben. Der Ausſtand auf den Kaliwerken be-
endet. Die ausſtändigen Förderleute des Schachts 4 haben die
Arbeit wieder aufgenommen.

Sondershauſen. Scharfmacherbrutalitäten wegeneiner Hacke. Den ſtädtiſchen Arbeitern war bei ihren Arbeiten
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Doch der zweite Bürgermeiſter, Burkhardt, wußte inErſperrtéèkurzer
Ardeiter aus!

meiſter bedeutet dieſe Maßregel natürlich nichts, er fühlt
Arbeiter und ihrer Familien nicht. Ob der

Bürgermeiſter glaubt, daß durch dieſen brutalen Streich die Hacke

iſt ein neuer Fall von Margarine-
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den Marcheſe del Fierro, einem anderen päpſtlichen Kammer-
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von Margarine herbeigeführt worden iſt, muß erſt durch die Unter
ſuchung feſtgeſtellt werden.

Sieben Perſonen vergiftet.
Die aus ſieben Perſonen beſtehende Familie des Kutſchers Rezae

in Pilſen, die ein gefundenes weißes Pulver irrtümlich für Salz
gehalten und damit die Speiſen beſtreut hatte, erkrankte unter
Vergiftungserſcheinungen. Es handelt ſich wahrſcheinlich um eine
Arſenikvergiftung. Mehrere Familienmitglieder befinden ſich

Banernunruhe.
Jn Riedau in Ober- Oeſterreich veranſtalteten die Bauern

eine planmäßige Heße gegen den Gemeindearzt Dr. Franz,
der pflichtmäßig einen Typhusfall zur Anzeige gebracht hatte,
weshalb die militäriſche Einquartierung unter-
blieb. Dem e wurde der Kauf von Lebensmitteln
verweigert, Patienten blieben aus, gegen ſein Hauswie den gerichtet. Franz iſt infolge der Aufregungen
einem Herzſchl ag erlegen.

Eine Skandalaffäre im Vatikan.
Der ehemalige Kammerherr des Papſtes Mac Swinehy hat

herrn, wegen Berleumdung vor Gericht
an hoheihn in anon men Briefen

eigungen bezichtigte. Sueller
Lnewes Allerlei. Die Exdbebenerſcheinungen in

Turkeſtan dauern immer noch an. Jn Taſchkent wieder
holen ſich die Bodenſchwankungen, die etwa 10 Sekunden an-
dauerten und ſtärker waren als an den vorhergehenden Tagen.
Auch in Kopal Provinz Semeretſchenk) wurden in den letzten
2 ſchwache Erdſtöße verſpürt. Jn der Gemeinde Bottrop
bei Eſſen wurden zwei Arbeiter, die im Freien genächtigt hatten,
erfroren aufgefunden Auf der Gewerkſchaft Deutſ cher
Kaiſer bei Duisburg ſtürzte ein 12 Meter hohes Gerüſt ein,wobei fünf Arbeiter vernnglückten, drei von ihnen lebens
gefährlich. Jn Tatar Pazardzik (Bulgarien) iſt ein Ehe
paar, wie die bakteriologiſche Unterſuchung ergab, an aſiatiſcher
Cholera geſtorben. Es ſind alle Vorſichtsmaßregein getroffen
worden. Auf der ruſſiſchen Grenzſtation Koziaty ſtieß ein
Perſonenzug mit einem Güterzug zuſammen, wobei zwei Perſonen
nd ſechs ſchwer verletzt wurden.
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Järi,
J rnutzloſen Nachahmungen, welche
nmer wieder auftauchen u une hmen bei Störungen nur ne

die echte Perioden-Tinktur, Preis
6,80. Diskret und vportofrei d.Chem. Laboratorium Monvyol,

Berlin 169 SW., Lindenſtr. 106

I wä her 62,h abr
Wieder- Verkäufern hober Rabatt.

Feinen zarten Teint:

Rosaulüerma
Tube 1.

Kaloderma
Tube 10, 25 u. 50 Pf.,

Veiiohen Cream
Tube 10, 30, 50, 1.

Aachen. Thermal-Cream
Tuabe 75 u. 1.50,

ZuckooheCream
Tube 75 u. 2.

B. ilie rm O ren
ZTube 30 u. 50 Pf. nur echt bMax Käaler,
Brogerie, Bannischestrasse 2

Kieins zcehnmifeden Z.

Sofort billig zu verkaufen:

Türen, F Hrenn-

Fuhren und
korbweise-
Otto Richter

Stedten!
r eſwüt: Anrfeh ung.

n Stebdten

Stedten!

Der lrbeiter aftu. lmngeen d zu m 4 tutni-
D i h eine

Fleisoihnerei
ſelbſt übernommen habe. Bitte
Dei Bedarf mich zu berückſichtigen
Gute Ware u. reelle Bedienung
zuſichernd, zeichnet
Hochachtungsvoll C. Schiele,

h Telenhan 214
jed en M it ttwoch

F. iuge- Beesenerstr. l.

r

UnserT t
beginnt Dennerstag Cen 12. Januar früh 9 Uhr.

Violin- Unterricht
erteilt A. May, Saalberg J.

AuſchtsPoffarte Nemyvfiehlt

Volks-Buchhandlung.

x z verloren. GegenTrau ling Belohn. abzugeb.

Beyſchlagſtrafze 29, I.

Stande antlite Nachrichten

Halle-Süd (Steinweg 2), 9. Jan.
Aufgeboten: Schmie degeſelle

Jankowski und Julianna Prior
owski (Friedenau und
Markthelfer Hammer und Ann

Vollständige Räumung grosser Lagerbestände ist
der Zweck des Ausverkaufs, Um das 2u erreichen,
haben wir Preisherabsetzungen, oft ohne jede Rück-
sicht auf den Einkaufspreis, vorgenommen und bieten
mit diesem Ausverkauf eine äusserst günstige Kauf-
gelegenheit Besonders Luxus waren in höherer Preis-
lage haben enorme Ermässigung erfahren und für
verhältnismässig wenig Geld kann man diese guten,

Wer für Hochzeiten, Geburtstage, Konfirmationen
oder sonstige Gelegenheiten ein Geschenk braucht,
wer einen Wirklich billigen Einkauf machen Wwill, der
beachte unser nserat morgen und besuche von

gediegenen Waren erwerben.

Donnerstag an unseren Inventur- Ausverkauf.

Halle a. S. Leipzigerstrasse 90. Halle a. S.

G ärtner (Halle und WeißenſecSchmied Batzmann u. M Freiſide
Halle und Petersberg).
Geboren: Arbeiter Kurze T.

(Streiberſir. 6). Arbeiter Rabald
(Reideburgerſtraße 2). Kauf-mann Gottſchlich T. (Gr. Ulrich-

ſtraße 33/34). Arbeiter Pierſchke
(Unterplan 6). Drogiſt Kreiſel

(Guſtav Hertzbergſtraße 8).
Fuhrherrn Brandt S. (Krauſen-
ſtraße 1). Arbeiter Elſte S.(Mühlgaſſe 5). Schloſſer L Lölfer

S. (Torſtraße Polizei
Sergeant Hirt T (Böllberger
weg 22). Schloſſer Schotte T.
(Merſeburgerſtraße 109).eſterven de Richter,
10 J. (4. Vereinsſtr. 11). WitweDorethee König geb. Mumme,

77 J. Bernhardyſtr. 40). Arbeiter
Dimde, 61 J. Gwörwlitzerſtr. 93).

Keſſelheizers Scharf Ehefrau Joh.
geb. Pilz, 60 J. (Dieskauerſtr. 13).
Fabrikarbeiter Krausnick a. Run
ſtädt, 144 J. (Bergmannstroſt).Privatmann Baeker, 86 J. (Meckel-
ſtraße 144). Bahnhofs Vorſtehers
Lerder T., 3 M. (Streiberſtr. 35).
Gaſtwirt Müller, 49 J. (Kröll-
witzerſtraße 9). Geſchirrführer
Meinhardt, 65 J. (Beeſenerſtr. 10).
Gaſtwirt Berger 41 J. (Tor

ſtraße 20). Privaimann Rüdiger,
I 8 J. (Steinwe g 14). Arbeiter

Urban, 50 J. Leſſingſtraße 27).
VBahnarbeiters Erain D. 2 J.
(Ludwigſtraße 47).halte Rerd (Gr. Brunnenſtr. 38).

9. Januar.
Eheſchließung: Betriebsleiter

Arnold und Anna Jungnickel geb.
Stoye (Körnerſtraße 23 und
Harz 3).

Geboren: Dachdecker Börner
S. (Trothaerſtraße 37). Eiſen
dreher Schmidtmer (Schleif-

C G

c e

J

a

G. m. b. H.

weg 7). Schneider Höche Tocht.I

Türk. Tabak- Cigareiten- Fabrik „Kios“ o E. Robert Böhme, Dresden.
Lieferant der frangösischen Tabok- Regie

Kurprinz

Adu Sein

e Zum Zentral Bahnhot.försten 4 Welt acht D
Gristo Fleur e Kios Fig. m 11. Fanaur:

Grosses
Schlachtekest.

W V U SDer lassenkampf des Proletariats.
Der gewerkschaſtliche Hampf. Preis

2: Die kapitafistisohe Produkifion u. äas Pprole-
Heft 1:
Heft 2

tariat.

Preis 2

c HGaſt a. n r

e 5 r 2 un70 ich s
Stein veg,2 Tr., frol. Wohnung g, 3 Z.

560

Nazu vermier. Näh. im Lader
X n. Zub. für

Preis 30 Pf.
Die Sozialdemokratie u. der Parlamentaris-

Neu (ſoeben erſchienen).

Der Soziatismus und die soziale Revolution
Preis 25 Pfg.

5: Die A heiterschaft u. das Vnternehmertum.
25 Pf.

Zu beziehen durch alle Ansträ-
124:

53 2e e h.
Frdl. Schlafſte

zum

möl bl. )z. V., lEichendorffstr. leitet

Hierzu ladet ergebenſt ein
Fr. Morit, Am Güterbahnhof 3.

DSDTDZAZ
Heute

Scohlachtefest.
Marie Böttcher,

T Triftſtraße 2 2.

kSSSTE Morgen, Mitt woch,

Schlachtefest.B. 8 Uhr: Wellfleiſch
Otto Becker Kröllwitz.

15 Pf.

Preis 25 Pf.

Sorialdem. Verein für Halle

und den Faafkrei.

Sonnabend, den 7. Jan. cr.,
nachm. 3 Uhr, ſtarb unſer

Mitglied, der Brauer

zer und die Volksbuchhandlung,

ſp T n den
ken bieten Wein Berger

Preis 29 Pfennig. im Alter von 41 J
beziehen durch die2

Du be
Volks -Buchhanäiung, in Ehren halten.

Harz 42/43. Der Vorstand

ahren.

(Gr. Brunnenſtraße MaurerGehme S. (Gr. Woſen ſtraße

Geſchirrführer Hennig T. (Schil-
lerſtraße 37).
Geſtorben: Paſtorwitwe Nitzſchke

geb. Kayſer, 85 J. (Mühlweg 38).
Zugführerwitwe e geborene

Bettnässen.
Befreiung garant. Auskunft

umsonst. Alt. u. Geschl.Jangeb. B. Schoene& Co.,
krankturt a. M. 372.

Wir werden ſein Andenken

e

Caſtedello, 75 J Leſſingſtr. 9).
Landſt mndikuswitve Hoffmann, geb.
Heſſelbarth, 76 J. (Wilhelmſtr. 5).
Wwaliden Ziegler Ehefrau, geb.
Schmidt, 59 J. (Schillerſtr. 41).
Arbeiter Karwowski ous Beider-
ſee, 20 J. (Diakoniſſenhaus).

7 7 vrer t

Ernst Haechkel
Volksausgabe. Preis 1 M.
Volksbuchhandl., Harz 42/43.

u..

Dann K.
Für die unendlich vielen Beweiſe her zlicher Liebe u. Teil-

M nahme, welches mir beim Hinſcheiden meines innigſtgeliebten
Mannes, des Werkmeiſters

Friecikrich Möbins
i wurde, und für den überaus reichen und herrlichen e

iumenſchmück iſt es mir nur möglich, allen auf dieſem Wege W

zu danken. J nnigſten Dank dem Herrn Fabrikbeſ. Weiſe
ſowie ſeinen Herren Söhnen, den Herren Direktoren und
Beamten für das ehrenvolle Geleit. Herzlichen Dank ſeinen

Herren Kollegen des Werkmeiſter-Verbandes, den Leuten
ſeiner und anderer Abteilungen, dem Geſangverein ſür den
erhebenden Geſang und allen Verwandten, Freunden und
Bekannten von nah und fern, welche ihm die letzte Ehre
erwieſen haben. Beſonders herz lichen Dank dem Herrn

J Paſtor Kindervater für ſeine troſtreichen Worte, welche unſern
wunden ren ſo wohl getan haben.

H alle a. S., den 10. Januar 1911.Die tieftrauernden Hinterblehenen,.
r T J m 1

r I

h See

S

e

e

Söhlaguhte Fest

Für die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlgne r. Drud der Halleſch Genoſſenſch. Buchdrudk. (E. G. m. b. H.) Verleger: vorm. Aug. Groß jetzt A. Jähni g. Sämtl. i. Halle a. S

Wegen weil del Fierro
endeten homo-
r Kammherrhomoſexnell ſo was gibt's natürlich nicht

e
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